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1 Vorbemerkung

Die Nutzung der Windenergie an fur Natur, Landschaft und Bevélkerung vertraglichen
Standorten kann einen Beitrag zum Umbau der Energieversorgung leisten. Am 20. De-
zember 2011 haben die damaligen Staatsministerien des Innern, fir Wissenschatft,
Forschung und Kunst, der Finanzen, fir Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Techno-
logie, fur Umwelt und Gesundheit sowie fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten ei-
ne Gemeinsame Bekanntmachung mit Hinweisen zur Planung und Genehmigung von
Windkraftanlagen erlassen. Veranderte Rahmenbedingungen, insbesondere die Ande-
rung der Bayerischen Bauordnung vom 21. November 2014 (,10 H-Regelung®), sowie
Erfahrungen aus der Praxis haben eine Uberarbeitung notwendig werden lassen.

Ziel dieser Gemeinsamen Bekanntmachung bleibt ein einheitlicher und effizienter Voll-

zug der maRRgeblichen Vorschriften.
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Raumordnung und Regionalplanung

2.1 Rechtliche Grundlagen

Rechtliche Grundlage zur raumordnerischen Steuerung der Errichtung von WEA ist
§ 35 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit dem Bayerischen Landesplanungsgesetz
(BayLplG) vom 25. Juni 2012 (zu den Auswirkungen der ,10 H-Regelung” - Art. 82
Abs. 1 bis 5, Art. 83 Abs. 1 und Art. 84 Satz 3 BayBO - auf die Regionalplanung vgl.
Nr. 2.2).

Die Umsetzung und Konkretisierung der rechtlichen Vorgaben erfolgt (iber Ziele und

Grundsatze der Raumordnung

* im Landesentwicklungsprogramm Bayern und

* in den Regionalplanen

(vgl. www.landesentwicklung-bayern.de/instrumente).

Ziele und Grundsatze entfalten Bindungswirkung (Art. 3 BayLplG) insbesondere ge-
genluber dem Staat und seinen Behdrden sowie gegenlber anderen offentlichen Stel-
len im Sinn von Art. 2 Nr. 5 BayLplG, wie z. B. den Kommunen und Kérperschaften,

Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts.

Ziele der Raumordnung sind abschlie3end abgewogene, verbindliche Vorgaben, die
bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen zu beachten sind. Es besteht

ggf. ein Konkretisierungsspielraum, jedoch keine Mdglichkeit zur Abwagung.

Bauleitplane sind gemaf § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung, wie sie u. a.
auch in den Regionalpléanen enthalten sind, anzupassen. Der Umfang der Anpas-
sungspflicht bestimmt sich dabei nach der Detailscharfe der landesplanerischen Rege-
lung. Das heil3t, die Gemeinde kann innerhalb der Vorgaben des Regionalplans plane-

risch tatig werden.

Grundsatze der Raumordnung sind allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung
und Sicherung des Raums, die bei allen raumbedeutsamen Planungen und Mal3nah-

men zu berdcksichtigen und damit im Einzelfall einer Abwagung zugénglich sind.
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Bei Bauleitplan- und Genehmigungsverfahren zur Errichtung von WEA ist die zustandi-
ge Regierung — hohere Landesplanungsbehoérde — frithzeitig zu beteiligen (Art. 30
Abs. 1 Satz 2 BayLplG, § 4 Abs. 1 BauGB, ggf. § 11 9. BImSchV).

Bestehende kommunale Bauleitplane sind von den Tragern der Regionalplanung bei
der Aufstellung und Fortschreibung der Regionalpléne entsprechend zu beriicksichti-
gen (vgl. Art. 17 Séatze 1 und 2 Nr. 4 BayLplG). Die Bericksichtigungspflicht schlief3t
eine inhaltliche Prifung und ggf. Ubernahme von in kommunalen Bauleitplanen darge-
stellten Flachen ein. Eine ungepriifte Ubernahme im Sinn eines ,eins zu eins* wére
hingegen abwagungsfehlerhaft (vgl. OVG Lineburg, Urteil vom 28. Januar 2010, Az.
12 KN 65/07).

Regionalplanung

Gemal Landesentwicklungsprogramm Bayern 2013 sind in den Regionalpléanen im
Rahmen von regionsweiten Steuerungskonzepten Vorranggebiete fiir die Errichtung
von Windenergieanlagen festzulegen (LEP 6.2.2). Zudem kénnen in den Regionalpla-
nen Vorbehaltsgebiete zur Errichtung von Windenergieanlagen (LEP 6.2.2) sowie Aus-
schlussgebiete ausgewiesen werden. Eine Ausnahme ergibt sich fur die Region Do-
nau-lller. Hier gilt der Staatsvertrag zwischen dem Land Baden-Wurttemberg und dem

Freistaat Bayern (letzte Anderung vom 25. Oktober 2011)

Mit regionsweiten Steuerungskonzepten fir die Errichtung von Windenergieanlagen,
die die Konzentration der Anlagen an raumvertraglichen Standorten vorsehen, wird ei-
nerseits die Errichtung von Windenergieanlagen unterstiitzt und andererseits ein unko-
ordinierter, die Landschaft zersiedelnder Ausbau verhindert. Die Steuerungskonzepte
werden von den Regionalen Planungsverbanden im Rahmen von Regionalplanfort-
schreibungsverfahren aufgestellt. Im Interesse einer optimalen Abstimmung werden die
Netzbetreiber im Anhorungsverfahren zur Aufstellung, Anderung und Fortschreibung

von Windenergienutzungskonzepten beteiligt.

Die Festlegung eines Vorranggebiets (Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayLplG) bewirkt,
dass in diesem Gebiet andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen werden,
soweit diese mit dem Belang der Windenergienutzung nicht vereinbar sind. In Vorrang-
gebieten ist in der Regel die Durchfiihrung eines Raumordnungsverfahrens nicht erfor-
derlich. Im Einzelfall erforderliche Genehmigungsverfahren bleiben hiervon unberihrt.



In einem Vorbehaltsgebiet (Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayLplG) fir die Errichtung von
Windenergieanlagen wird der Windenergienutzung bei der Abwégung mit konkurrie-
renden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht beigemessen. Dieses
besondere Gewicht ist sowohl im Raumordnungsverfahren und im erforderlichen Ge-
nehmigungsverfahren fir Windenergieanlagen als auch bei Planungs- und Genehmi-

gungsverfahren fur andere Fachplanungen zu berticksichtigen.

Mit der Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten fur die Errichtung von Wind-
energieanlagen wird keine Aussage Uber die Nutzung der Windenergie auRerhalb die-
ser Gebiete getroffen. Aus einer solchen Festlegung kann nicht abgeleitet werden,
dass die Errichtung von Windenergieanlagen auf3erhalb von Vorrang- und Vorbehalts-
gebieten unzuldssig ist. Die Regionalen Planungsverbande kénnen dies jedoch bei
Bedarf durch die Festlegung von Ausschlussgebieten erreichen. Die Griinde fir den

Ausschluss sind in der Begrindung der Festlegung darzulegen.

Ausschlussgebiete (Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BayLplG) fur die Errichtung von tGberort-
lich raumbedeutsamen Windenergieanlagen kénnen Gebiete sein, die bereits landes-
planerisch vorrangig gesichert (z. B. Vorranggebiet Bodenschatze, wasserwirtschaftli-
che Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete) oder aus anderen rechtlichen oder sachlichen
Grunden fur die Windenergienutzung nicht in Betracht kommen (z. B. zivile und milita-
rische Luftverkehrsanlagen, Richtfunkstrecken, Tiefflugkorridore, Trinkwasserschutz-
gebiete, empfindliche Bereiche von Grundwassereinzugsgebieten 6ffentlicher Wasser-
gewinnungsanlagen, Naturschutzgebiete, Vogelschutzgebiete, Schutz des Land-

schaftsbilds, Denkmalschutz).

Ausschlussgebiete kdnnen entweder — bei Vorliegen entsprechender Grinde — alle
Gebiete auRRerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete oder auch Teile davon umfas-
sen. Im letzteren Fall verbleiben unbeplante Flachen, sogenannte weile Flachen. Die-
se koénnen von den Gemeinden Uberplant werden. Windenergieanlagen sind (ohne
gemeindliches Handeln) auf den ,weiRen Flachen* im Aul3enbereich — sofern sie den
Abstand von 10 H nicht unterschreiten — als privilegierte Vorhaben (vgl. 8 35 Abs. 1
Nr. 5 BauGB und hierzu nachfolgend Nr. 4) zulassig, wenn ihnen keine 6ffentlichen Be-
lange entgegenstehen. Will die Gemeinde die Ansiedlung von Windenergieanlagen in-
nerhalb der sogenannten weil3en Flachen steuern, steht ihr hierzu grundsatzlich wei-
terhin das Instrumentarium der Konzentrationsflachendarstellung im Flachennutzungs-
plan (vgl. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB) zur Verfigung.
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Die sogenannte 10 H-Regelung gilt auch innerhalb regionalplanerischer Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete (sofern hier die Gemeinden nicht tber ihre Bauleitplanung eine Un-
terschreitung vorsehen) und ist im Rahmen von Genehmigungsverfahren anzuwenden.
D. h. in diesen Gebieten sind nicht an jeder Stelle Windkraftanlagen in beliebiger Héhe
zulassig. Zudem gilt bei Fortschreibungen von Regionalplanen zum Thema ,Windkraft*,
die beim Inkrafttreten der 10 H-Regelung noch nicht abgeschlossen waren, dass die
Regionalen Planungsverbande diese Regelung in inre planerischen Uberlegungen ein-
beziehen. Bei bestehenden Windkraftkonzepten gilt es zu priifen, ob Anderungen auf-
grund der 10 H-Regelung erforderlich sind. Hier empfiehlt es sich insbesondere die
Abwagungsprozesse, die zur Festlegung der Ausschlussgebiete gefiihrt haben, noch-
mals zu Uberprifen. Sollte sich im Ergebnis herausstellen, dass sich im Lichte der gel-
tenden 10 H-Regel eine andere Bewertung der Abwagungskriterien ergibt, die die
Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten in siedlungsfernen Teilbereichen
der bestehenden Ausschlussgebiete ermdglichen wirde, bietet es sich an, eine ent-
sprechende Teilfortschreibung des Windenergiesteuerungskonzepts in Erwagung zu

ziehen.

Nach Art. 16 Abs. 2 BayLplG ist die Offentlichkeit in die Erarbeitung bzw. Fortschrei-
bung der Regionalpléne einzubeziehen. Im Hinblick auf eine verstérkte Einbeziehung
der Burger in den weiteren Ausbau der Windenergienutzung wird den Regionalen Pla-
nungsverbanden empfohlen, neben der gesetzlich vorgeschriebenen Auslegung der
Regionalplan-Entwirfe und der Einstellung in das Internet, eine umfassende Blrgerin-
formation Uber das rechtlich vorgeschriebene Maf3 hinaus zu betreiben, z. B. im Rah-

men von Informationsveranstaltungen.

Raumordnungsverfahren

Das Raumordnungsverfahren ist dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren vorgelagert. Die Zustandigkeit fur die Entscheidung tber die Einleitung sowie fiir
die Durchfuihrung des Raumordnungsverfahrens liegt bei der jeweiligen Regierung —

hohere Landesplanungsbehorde.

Die Durchfiihrung eines Raumordnungsverfahrens ist gemafr Art. 24 Abs. 1 BayLplG

erforderlich, wenn ein Vorhaben von erheblicher Gberértlicher Raumbedeutsamkeit ist.
Dies kommt bei WEA insbesondere dann in Betracht, wenn ein Vorhaben eine grof3ere
Anzahl von WEA umfasst. Liegt das Vorhaben in einem von der Regionalplanung fest-

gelegten Vorranggebiet oder entspricht es den Festsetzungen eines den Zielen der



Raumordnung angepassten Bebauungsplans nach 8 30 Abs. 1 oder § 12 BauGB, kann

von einem Raumordnungsverfahren abgesehen werden.

Im Raumordnungsverfahren sind obligatorisch beriihrte 6ffentliche Stellen sowie die

Offentlichkeit zu beteiligen.
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Genehmigungspflicht

WEA sind bis zu einer Gesamthdhe (Mast + Rotor) von 10 m verfahrensfrei (Art. 57
Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b BayBO). Bis zu einer Gesamthéhe von 50 m beduirfen sie der
bauaufsichtlichen Genehmigung. Anlagen mit einer Gesamth6he von mehr als 50 m
sind immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig (Nr. 1.6. Spalte 2 des Anhangs
der 4. BImSchV). In diesem Fall entfallt wegen der Konzentrationswirkung der immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigung das Erfordernis einer gesonderten Baugenehmi-
gung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist eine Sachgenehmigung, die im
Rahmen eines umfassenden anlagenbezogenen Prifmalstabes die sonstigen die
WEA betreffenden Genehmigungen wie z. B. nach Baurecht, Denkmalschutzrecht,
Waldrecht mit einschlief3t (sogenannte Konzentrationswirkung).

Die Genehmigungsverfahren sind zugig durchzufiihren und nach 8§ 10 Abs. 6a BIm-
SchG grundsatzlich innerhalb von drei Monaten abzuschliel3en.

Die verfahrensleitenden Immissionsschutzbehdérden sind z. B. gehalten, die Forstbe-
horden friihzeitig Gber Projektabsichten im Wald zu informieren (Art. 7 Satz 2
BayWaldG), um forstlich relevante Auswirkungen einschatzen und etwaige Beeintréch-
tigungen minimieren zu kdnnen. Ziel ist es, die Waldflacheninanspruchnahme auf das
notwendige Maf3 zu begrenzen. Daher sollten geeignete Standorte, die im Wald zu lie-
gen kommen, dann auch optimal genutzt werden.

Die verfahrensleitenden Immissionsschutzbehérden sind gehalten, auch das Landes-
amt fur Denkmalpflege friihzeitig bei Projektabsichten in der Nahe von Denkmalern zu
beteiligen (Art. 15 Abs. 2 S. 1 DSchG), um denkmalrelevante Auswirkungen einschat-
zen und etwaige Beeintrachtigungen vermeiden bzw. minimieren zu kénnen. Bei Vor-
haben in der Umgebung von UNESCO-Welterbestétten sind zusatzlich die Vorgaben in
Nr. 8.4.1 LEP Bayern (Z) zu erfiillen; hierzu ist neben dem Landesamt fir Denkmal-
pflege die betroffene Welterbestatte (s. Nr. 8.4.1. LEP Bayern (B)) Uber die jeweiligen
Ansprechpartner der Welterbestétte (diese sind aufgefuhrt unter
http://www.km.bayern.de/kunst-und-kultur/unesco-kulturerbe/welterbestaetten-in-
bayern.html) zu beteiligen. Soweit keine welterbekonforme Lésung maéglich scheint,
legt die Welterbestétte, die sich zum Schutz ihres Welterbes verpflichtet hat, dem
StMBW einen Bericht zur Weiterleitung an die UNESCO vor. Solange muss das Ver-
fahren ruhen, es dirfen keine unumkehrbaren Fakten geschaffen werden (Zielvorgabe
des LEP). Die zustandige Genehmigungsbehdrde ist entsprechend zu informieren.
Besonders wichtig ist auch die rechtzeitige Beteiligung der Luftfahrtbehérden, da hier

gesonderte Verfahrensfristen aus dem Luftverkehrsrecht zu beachten sind.


http://www.km.bayern.de/kunst-und-kultur/unesco-kulturerbe/welterbestaetten-in-bayern.html
http://www.km.bayern.de/kunst-und-kultur/unesco-kulturerbe/welterbestaetten-in-bayern.html
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Beim Bau und Betrieb von WEA sind die Belange des Trinkwasserschutzes zu berick-
sichtigen. Nahere Informationen hierzu finden sich im Merkblatt des bayerischen Lan-
desamts fur Umwelt , Trinkwasserschutz bei Planung und Errichtung von Windkraftan-
lagen*, das abrufbar ist unter

http://www.Ifu.bayern.de/wasser/merkblattsammlung/teill grundwasserwirtschaft/doc/n

r_128.pdf
Bei BaumalZinahmen zur Errichtung von WEA sind die materiellen Anforderungen des

Bodenschutzes aus dem Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), der Bundes-
Bodenschutzverordnung (BBodSChV) und dem Bayerischen Bodenschutzgesetz
(BBodSchG) zu beachten.

Bei der Planung, der Errichtung und dem Betrieb von WEA sind besondere Anforde-
rungen des Arbeitsschutzes zu beachten. Gefahrdungen ergeben sich nicht nur aus
den BaumafRnahmen bei der Errichtung, sondern insbesondere durch Absturzgefahren

bei den zum Betrieb erforderlichen Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten.


http://www.lfu.bayern.de/wasser/merkblattsammlung/teil1_grundwasserwirtschaft/doc/nr_128.pdf
http://www.lfu.bayern.de/wasser/merkblattsammlung/teil1_grundwasserwirtschaft/doc/nr_128.pdf
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Bauplanungsrechtliche Zul&ssigkeit

Die bauplanungsrechtliche Zuléassigkeit der Vorhaben richtet sich nach 8§ 29 ff.
BauGB. Im — immissionsschutzrechtlichen bzw. baurechtlichen — Genehmigungsver-
fahren wird die bauplanungsrechtliche Zulassigkeit des Vorhabens nach den §§ 29 ff.
BauGB geprift, also die Frage, ob dieses am geplanten Standort zuldssig ist (8§ 6
Abs. 1 Nr. 2 BImSchG, Art. 59 Satz 1 Nr. 1, Art. 60 Satz 1 Nr. 1 BayBO).

Soweit die Anlage weder im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans
(hierzu nachfolgend Nr. 5) noch im unbeplanten Innenbereich, sondern im Auf3enbe-

reich errichtet werden soll, wird auf Folgendes hingewiesen:

WEA sind gemal3 § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im Auf3enbereich grundséatzlich privilegierte
Vorhaben. Sie sind zul&ssig, wenn 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen und ihre
ausreichende ErschlielRung gesichert ist.

Nach der am 1. August 2014 in Kraft getretenen Landeréffnungsklausel des § 249
Abs. 3 BauGB kénnen jedoch die Bundeslander durch bis zum 31. Dezember 2015 zu
verkindende Landesgesetze bestimmen, dass § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB nur Anwen-
dung findet, wenn die Vorhaben einen bestimmten Abstand zu den im Landesgesetz
bezeichneten zulassigen baulichen Nutzungen einhalten. Der bayerische Gesetzgeber
hat von dieser Landeréffnungsklausel durch Schaffung der sogenannten 10 H-
Regelung in der BayBO (Art. 82 Abs. 1 bis 5, Art. 83 Abs. 1 und Art. 84 Satz 3 BayBO)

Gebrauch gemacht, die am 21. November 2014 in Kraft getreten ist.

Entsprechend der Gesetzesbegrindung (LT-Drs. 17/2137) soll mit dieser Regelung ein
angemessener Interessenausgleich zwischen den Anforderungen der Energiewende
und den zu berlcksichtigenden Interessen der ortlichen Wohnbevélkerung geschaffen

werden.

Bayerische 10 H-Regelung

Die Privilegierung aller Arten von WEA, auch Kleinwindenergieanlagen, nach § 35
Abs. 1 Nr. 5 BauGB héngt geman Art. 82 Abs. 1 BayBO davon ab, dass sie einen - von
ihrer jeweiligen Hohe abhangigen - Abstand von 10 H zu geschiitzten Wohngebauden
einhalten. Die Ubrigen Anlagen fallen als ,sonstige Vorhaben“ unter § 35 Abs. 2
BauGB.
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Da sich der Mindestabstand auf die Hohe der konkreten WEA bezieht, handelt es sich
nicht um einen fixen bzw. absoluten, sondern um einen relativen Abstand. Dies hat zur
Konsequenz, dass vor allem kleinere Anlagen den Mindestabstand einhalten kénnen

und damit weiter privilegiert sind.

Vom Schutzbereich des Art. 82 Abs. 1 BayBO werden nur bestimmte Wohngebaude
erfasst. In Gebieten mit Bebauungsplanen (8 30 BauGB) sowie innerhalb im Zusam-
menhang bebauter Ortsteile (§ 34 BauGB) werden alle Wohngebaude geschiitzt, in
denen diese nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) allgemein, d. h. nicht nur
ausnahmsweise zuldssig sind. So sind beispielsweise Wohngebaude in einem Allge-
meinen Wohngebiet geschitzt, da sie dort nach § 4 Abs. 1 und 2 Nr. 1 BauNVO allge-
mein zulassig sind. In einem Gewerbe- oder Industriegebiet dagegen ist dies grund-
sétzlich nicht der Fall, da Wohnnutzung dort gemafR 8 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO bzw. § 9
Abs. 3 Nr. 1 BauNVO nur ausnahmsweise zulassig ist. Im AuRenbereich sind nur
Wohngebaude im Geltungsbereich von Satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB geschuitzt,
nicht hingegen einzelne Geb&aude mit Wohnnutzung.

Voraussetzung flr einen Schutz nach Art. 82 Abs. 1 BayBO ist jedoch, dass die Ge-
baude zulassigerweise zu Wohnzwecken errichtet wurden bzw. werden kénnen. Dabei
werden auch Gebaude erfasst, die nur teilweise zu Wohnzwecken genutzt werden. Ob
sich die betreffenden Wohngebaude in der Gemeinde befinden, in der die WEA errich-

tet werden soll, oder in einer anderen Gemeinde, ist hingegen nicht von Bedeutung.

Art. 82 Abs. 2 BayBO enthalt als Annex zu Abs. 1 Definitionen zu ,H6he" und ,Ab-
stand“. Die ,HOhe" einer WEA im Sinne des Absatzes 1 berechnet sich aus der Na-
benhdhe zuziiglich Radius des Rotors (Art. 82 Abs. 2 Satz 1 BayBO). Nach Art. 82
Abs. 2 Satz 2 BayBO bemisst sich der maf3gebliche ,Abstand” von der Mitte des Mast-
fuRes der WEA bis zum nachstgelegenen Wohngebaude, das im jeweiligen Gebiet im
Sinn des Absatzes 1 zuldssigerweise errichtet wurde. Art. 82 Abs. 2 Satz 2 BayBO
nimmt auch unbebaute Flachen in Bezug (,...zulassigerweise ... errichtet werden
kann). Als Bezugspunkt hierfiir werden entsprechend der Gesetzesbegriindung im
Zusammenhang mit Bebauungspléanen (8 30 BauGB) die Grenzen der tiberbaubaren
Grundstuicksflachen empfohlen, im Innenbereich (8 34 BauGB) der Rand der Flache,

die an den Aul3enbereich grenzt.

Fur den Fall, dass es sich bei einer WEA um eine untergeordnete Anlage eines ande-
ren privilegierten Vorhabens wie z. B. eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs im
Sinn des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB handeln sollte, gilt die 10 H-Regelung nicht. Sie be-
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trifft bereits nach ihrem Wortlaut nur unmittelbar nach 8 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB privile-

gierte Vorhaben.

Néheres zur 10 H-Regelung ist in den Hinweisen enthalten, die auf der Internetseite
des Staatsministeriums des Innern, fir Bau und Verkehr unter folgendem Link abrufbar

sind: [Internetfundstelle wird nach Abschluss der Uberarbeitung nachgereicht]

Sonstiges
Hinsichtlich der Wirkungen der Anlagen auf die Landschaft ist festzuhalten, dass 6f-

fentliche Belange aus 8§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB einem privilegierten Vorhaben
nur entgegenstehen, wenn das Vorhaben das Orts- und Landschaftsbild in besonders
gewichtiger Weise negativ verandert oder das Orts- und Landschaftsbild besonders
schitzenswert ist. Nach 8§ 35 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB kdnnen einem raumbe-
deutsamen, privilegierten Vorhaben offentliche Belange insoweit nicht entgegengehal-
ten werden, als die Belange bereits bei der Aufnahme der Vorhaben als Ziele der
Raumordnung in den Regionalplédnen abgewogen worden sind. Soweit einzelne 6ffent-
liche Belange bei der Standortfestlegung nicht abgewogen worden sind oder eine sol-
che Abwagung, weil es an entsprechenden Zielen fehlt, Gberhaupt noch nicht stattge-
funden hat, verbleibt es bei der uneingeschréankten Prifung nach § 35 Abs. 3 Satz 1

BauGB, ob ¢ffentliche Belange entgegenstehen.

Als weitere Zulassigkeitsvoraussetzung ist vom Antragsteller eine Erklarung abzuge-
ben, in der er sich zum Rickbau der Anlagen nach endgultiger Aufgabe der Nutzung
verpflichtet (§ 35 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB). Das Ob sowie die Art und Weise
einer Sicherung dieser Verpflichtung liegt im Ermessen der zustandigen Genehmi-
gungsbehorde, wobei sich aus der gesetzlichen Formulierung (,soll) ergibt, dass der
Gesetzgeber bezlglich des EntschlieRungsermessens einen Fall des sogenannten in-

tendierten Ermessens geschaffen hat.
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5 Auswirkungen der bayerischen 10-H Regelung auf die Bauleitplanung

Fur entprivilegierte WEA, die im AufRenbereich nicht mehr zuldssig wéaren, konnen
Gemeinden durch einen entsprechenden Bebauungsplan (Sondergebiet ,Wind“, § 11
Abs. 2 BauNVO) Baurecht schaffen. Dies ist auch durch einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan (8 12 BauGB) mdglich. Generelle Ausfiihrungen zum (vorhabenbezo-
genen) Bebauungsplan sind in den Planungshilfen fur die Bauleitplanung [Angabe In-
ternetfundstelle wird nach Abschluss der gegenwartigen Uberarbeitung erganzt] enthal-
ten. Gegebenenfalls ist aufgrund des Entwicklungsgebots (§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB)
der zugrundeliegende Flachennutzungsplan zu &ndern bzw. zu ergdnzen. Zu einer sol-

chen Bauleitplanung ist die Gemeinde unmittelbar aufgrund des BauGB befugt.

Die Gemeinde ist dabei nicht an den Abstand von 10 H gebunden. Art. 82 Abs. 1 Bay-
BO sieht namlich nur eine Entprivilegierung der WEA vor, die den Abstand von 10 H
zur geschitzten Wohnbebauung nicht einhalten und keinen generell gultigen fixen
Mindestabstand. Untergrenze sind die bereits jetzt mafRgeblichen immissionsschutz-

rechtlichen Abstande.

Dem von der Bayerischen Staatsregierung geforderten ,Konsens vor Ort*, bei dem ein
Abweichen von 10 H moglich sein soll, dient im Rahmen des Bauleitplanverfahrens die
Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung (88 3, 4 BauGB) sowie die Beteiligung der
Nachbargemeinde (interkommunales Abstimmungsgebot, § 2 Abs. 2 BauGB). Die Be-
lange der betroffenen Nachbargemeinde werden dabei durch die Auslegungshilfe in
Art. 82 Abs. 5 BayBO gestarkt. Danach ist bei einem Bauleitplan, durch den auf dem
Gebiet der Nachbargemeinde 10 H bzw. 2.000 m unterschritten wiirde, im Rahmen der
Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB auf eine ,einvernehmliche Festlegung* hinzuwirken.
Das ,Hinwirken“, also das Einbinden der betroffenen Nachbargemeinde, ist als Abwa-
gungsmaterial zu dokumentieren. Ein Zustimmungserfordernis und damit eine Ande-
rung der materiellen Rechtslage wird durch die Regelung in Art. 82 Abs. 5 BayBO nicht
normiert. Dies ware weder von der Landeréffnungsklausel gedeckt, noch mit dem

BauGB vereinbar.

Zu den Einzelheiten, insbesondere zu den Auswirkungen der 10 H-Regelung auf die in
Aufstellung befindliche sowie die bestehende Bauleitplanung vgl. Hinweise zur 10 H-
Regelung (siehe Nr. 4.1)



16

Bezlglich der im Folgenden geschilderten Fragestellungen unter anderem des Immis-
sionsschutzes, des Naturschutzes, des Waldrechts und des Denkmalschutzes ist be-
reits auf der Ebene der Bauleitplanung zu prifen, in welchem Umfang je nach den Um-
standen des Einzelfalls die Konfliktbewdltigung bereits im Bauleitplan selbst geboten
ist. Detaillierte Hinweise zur Beriicksichtigung der Immissionsschutzbelange im Bau-
planungsrecht haben die Gemeinden im Ubrigen im Rundschreiben des Staatsministe-
riums des Innern vom 10. Juni 1996 (mit Aktualisierung vom 25. Marz 1997) erhalten.
Diese Hinweise wurden fir den Bereich des Larmschutzes mit Schreiben vom 25. Juli
2014 auf den neuesten Stand gebracht (abrufbar unter

http://www.innenministerium.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/larmschut

z in der bauleitplanung.pdf).

In Bezug auf privilegierte WEA im Auf3enbereich (d. h. mit einem Abstand ab 10 H)
steht den Gemeinden grundsatzlich weiterhin das Steuerungsinstrumentarium der

Konzentrationsflachendarstellung (8 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB) zur Verfugung.

Fur WEA in gemeindefreien Gebieten gilt grundsatzlich die 10 H-Regelung mit der Fol-
ge, dass auch in diesen Gebieten WEA entprivilegiert sind, wenn sie den Abstand zu
Wohngebauden nach Art. 82 Abs. 1 BayBO in angrenzenden Gemeinden nicht einhal-
ten. Die Mdglichkeit, durch entsprechende Bauleitplanung einen geringeren Abstand
als 10 H festzulegen, besteht hier grundséatzlich nicht. Eine Gemeinde kann namlich
nur fur ihr Hoheitsgebiet bauleitplanerisch tatig werden. Es ist jedoch eine Eingemein-

dung des Gebiets moglich.

Nach Art. 82 Abs. 3 BayBO kdnnen angrenzende Gemeinden flir WEA in gemeinde-
freien Gebieten, die 10 H im Hinblick auf diese unterschreiten, auf die Wirkung der 10
H-Regelung verzichten. Die jeweilige WEA ist dann weiterhin privilegiert. Hierbei gilt es
zu beachten, dass bis zu einem entsprechenden Beschluss der Gemeinde, der ortsiib-
lich bekannt zu machen ist, die 10 H-Regelung gilt. Zudem kann die Gemeinde auch

einen nur teilweisen Verzicht (,soweit") vornehmen.


http://www.innenministerium.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/lärmschutz_in_der_bauleitplanung.pdf
http://www.innenministerium.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/lärmschutz_in_der_bauleitplanung.pdf
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Repowering von WEA

Neben der ErschlieBung neuer Standorte bietet auch das Repowering, d. h. Ersatz al-
terer, leistungsschwacherer WEA wie sie vor allem in den 1990er Jahren errichtet wor-
den sind, durch moderne leistungsstarke Anlagen, Mdglichkeiten zur Nutzung der
Windenergie.

Um das Genehmigungsverfahren fiir das Repowering zu erleichtern, hat der Bundes-
gesetzgeber mit dem Gesetz zur Férderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in
den Stadten und Gemeinden vom 22. Juli 2011 (BGBI | S. 1509) § 249 BauGB (Son-
derregelungen zur Windenergie in der Bauleitplanung) in das Baugesetzbuch einge-
fugt. Diese Vorschrift regelt in Bezug auf WEA zwei Punkte:

Zum einen stellt Abs. 1 klar, dass in einer Gemeinde, die bereits eine Konzentrations-
flachendarstellung in Bezug auf WEA im Flachennutzungsplan hat, eine Erweiterung
der Darstellung, durch die zusétzliche Standorte im Auf3enbereich der Gemeinde fur
WEA gedtffnet werden, die bisherige Konzentrationsflachendarstellung unberthrt l&sst.
Dies ist insbesondere deshalb wichtig, weil damit das Argument entkraftet wird, die
Gemeinde weise nun zuséatzliche Flachen aus, und erklare damit quasi selbst, ihre bis-
herige Konzentrationsflachendarstellung sei nicht ausreichend gewesen,.

Abs. 2 enthélt die eigentliche Regelung zum Repowering: Die Gemeinden kdnnen in
Bebauungsplanen, die die Zulassigkeit von WEA regeln, festsetzen, dass die im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans vorgesehenen neuen (groRen) WEA erst errichtet
werden durfen, wenn im Geltungsbereich des Bebauungsplans vorhandene (kleine und
altere) WEA beseitigt worden sind. Mit Hilfe dieser Regelung kénnen die Gemeinden
erreichen, dass vorhandene Standorte von WEA effizient durch das Ersetzen alterer

Anlagen genutzt werden.
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Informelle Planungen und Konzepte

Es ist oft zweckmalRig, die Planungsvorstellungen in informellen Pl&nen vorzubereiten
und, je nach Bedarf, durch die Bauleitplanung zu konkretisieren. Gerade bei der kom-
plexen Aufgabe, die gemeindliche Energieversorgung auf erneuerbare Energien umzu-
stellen, ist es sinnvoll, ein (inter-)kommunales Energiekonzept (z. B. Energienutzungs-
plan) aufzustellen. Erst damit kbnnen effiziente Méglichkeiten ermittelt und die Entwick-
lung zielgerichtet gesteuert werden. Eine interkommunale Zusammenarbeit mit be-
nachbarten Gemeinden ist dabei anzustreben, da Eignungsflachen, Standorte und Ge-
biete fur Versorgungsnetze aneinander grenzen bzw. sich tberlappen kénnen. Weitere
Informationen zur Erstellung von Energiekonzepten (Energienutzungsplanen) finden
Sie im Internet unter
http://www.innenministerium.bayern.de/buw/energieundklimaschutz/energieleitfaden/in

dex.php
http:/www.energieatlas.bayern.de/lkommunen/energienutzungsplan.html.

Bei gro3rdumigen Zusammenhangen sind auch auf regionaler Ebene Energiekonzep-
te/-nutzungsplane sinnvoll, beispielsweise fur Landkreise oder Planungsregionen. Sie
kénnen Grundlage sein fir Festlegungen in Regional- und Bauleitplanen.

Im Vorgriff zur Bauleitplanung der Gemeinde bzw. — bei WEA ab 10 H Abstand — zur
Darstellung von Konzentrationsflachen ist die Erstellung eines (inter-)kommunalen
Energiekonzeptes zu empfehlen. Dieses vom Gemeinde- bzw. Stadtrat beschlossene
Konzept entfaltet die Wirkung einer sonstigen stadtebaulichen Planung im Sinn von § 1
Abs. 6 Nr. 11 BauGB und muss somit in der nachfolgenden Bauleitplanung berticksich-
tigt werden.

Regionale und (inter-)kommunale Energienutzungsplane kénnen durch das Staatsmi-

nisterium fir Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie geférdert werden.


http://www.innenministerium.bayern.de/buw/energieundklimaschutz/energieleitfaden/index.php
http://www.innenministerium.bayern.de/buw/energieundklimaschutz/energieleitfaden/index.php
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Immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren

Angesprochen sind sowohl Themen, die Teil des materiellen Prifprogramms der Be-
horde nach § 6 BImSchG sind, als auch Fragen, die sich Birgern oder Antragstellern

im Zusammenhang mit der Errichtung von WEA stellen kdnnen.

Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP)

Fur Windfarmen mit drei bis finf Anlagen ist eine standortbezogene, und fir solche mit
sechs bis 19 Anlagen ist eine allgemeine Vorprifung erforderlich, ob wegen mdglicher
nachteiliger erheblicher Umweltauswirkungen eine UVP erforderlich ist. Bei 20 und
mehr Anlagen innerhalb einer Windfarm ist immer eine UVP erforderlich.

Unter Windfarm wird die Planung oder Errichtung von mindestens drei Anlagen ver-

standen, die

e sich innerhalb einer regionalplanerisch oder bauleitplanerisch ausgewiesenen

Flache befinden oder

e im rdumlichen Zusammenhang stehen und bei denen sich ihre Einwirkungsbe-
reiche in Bezug auf die Schutzgtiter des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG uberschnei-

den oder wenigstens berlhren.

Ferner kann sich die UVP-Pflicht auch aus anderen Rechtsgebieten ergeben, z. B. bei

Rodung von Waldflachen.

Ist bereits im Bauleitplanverfahren eine Umweltprifung durchgefiihrt worden, sollen im
Genehmigungsverfahren die Vorprifung des Einzelfalls oder die UVP auf zuséatzliche
oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen beschrénkt werden. Erkennt-
nisse aus dem bayernweiten Suchverfahren fir eine ,Gebietskulisse Windkraft als

wl

Umweltplanungshilfe fir Kommunen* kénnen im Rahmen der UVP-Prifung als Ent-

scheidungsgrundlage bertcksichtigt werden.

Auflagen und sonstige Nebenbestimmungen

Im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist sicherzu-
stellen, dass die Errichtung oder der Betrieb der Anlage keine schadlichen Umweltein-

wirkungen im Sinn des § 3 Abs. 1 BImSchG verursacht.

! Siehe dazu das Internet-Angebot unter
http://www.energieatlas.bayern.de/thema_wind/gebietskulisse_wind.html
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Schadliche Umwelteinwirkungen lassen sich haufig durch Einhaltung bestimmter Auf-
lagen (Schallleistungspegel, Drehzahl-/Leistungsbegrenzung, zeitweise Abschaltung)
vermeiden.

Vor einer Ablehnung des Antrags sollte in einem Gesprach mit dem Antragsteller ge-
klart werden, ob dieser bereit ware, eine rechtlich nicht einforderbare MalRnahme auf
freiwilliger Basis zu erbringen (z. B. freiwilliges Monitoring, Betriebseinschrankungen
wahrend einzelner nachtlicher Starkwindstunden).

Andere o6ffentlich-rechtliche Anforderungen, wie insbesondere der Schutz des Bodens,
des Grundwassers, der Hochwasserschutz oder Belange der Gewasserbewirtschaf-

tung, sind ebenfalls zu bertcksichtigen.

Absténde
Im Folgenden werden die Grundlagen fur einzuhaltende Mindestabstande zusammen-

gefasst.

8.3.1 Larmschutz

Die Beurteilung, ob schadliche Umweltauswirkungen in Form von erheblichen Belasti-
gungen durch Geréduschimmissionen zu befirchten sind, erfolgt auf Grundlage der
Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm — TA Larm.

Rechtlich verbindliche Mindestabstéande kennt das Immissionsschutzrecht nicht.

Nach der Rechtsprechung des BayVGH ist die TA Larm auch auf die Schallausbreitung
von hoherliegenden Schallquellen anwendbar (BayVGH, Beschluss vom 7. Februar
2011, Az.: 22 CS 11.31). Die Schallemission einer modernen WEA der 2 bis 3 MW-
Klasse ist in der Regel gleich oder nur geringfligig héher als bei einer alteren Anlage
mit geringerer Nennleistung. Durch MalBhahmen zur technischen Optimierung wurden
erhebliche Verbesserungen bei modernen WEA erreicht. Die Schallabstrahlung einer
WEA mit einem hohen Turm breitet sich weiter aus als bei niedrigeren Anlagen. Den-
noch wird der gemar TA Larm wahrend der Nacht in Dorf- und Mischgebieten zuléssi-
ge Beurteilungspegel von 45 dB(A) auch von einer hohen leistungsstarken WEA héaufig
bereits in einer Entfernung von rund 500 m zum Anlagenstandort eingehalten.

Im Rahmen der Planung werden folgende Absténde zwischen dem Rand einer Wind-
farm (Summenschallleistungspegel 110 dB(A)) und Siedlungen bei nicht vorbelasteten
Gebieten schalltechnisch als unproblematisch erachtet (vgl. dazu ,Schalltechnische
Planungshinweise fur Windparks des LfU, August 2011%):

e 800 m zu einem allgemeinen Wohngebiet,

e 500 m zu einem Misch- oder Dorfgebiet oder Au3enbereichsanwesen und
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e 300 m zu einer Wohnnutzung im Gewerbegebiet.
Diese Abstande ergeben sich in Standardfallen bei nicht durch Anlagenlarm vorbelas-
teten Gebieten, sie kbénnen bei der Frage des behordlichen Prifungsumfangs eine Rol-
le spielen. Die Genehmigungsbehdrde priift aul3erdem im Einzelfall, ob Vorbelastun-
gen durch vorhandene WEA oder andere gewerbliche Emittenten zu beriicksichtigen
sind. Unproblematisch ist eine Vor- oder Zusatzbelastung durch gewerbliche Anlagen,
die nur tagsiber betrieben werden.
Wird ein Mindestabstand von 1.000 m zur Wohnbebauung in allgemeinen Wohngebie-
ten eingehalten, ist die Einholung von Larmgutachten nicht erforderlich. Wird ein Min-
destabstand von 800 m zur Wohnbebauung in allgemeinen Wohngebieten eingehalten,
kann der Antragsteller den Genehmigungsbehdrden Datenblétter (z. B. eine Hersteller-
bescheinigung), in denen das Gerauschverhalten der Anlage in allen regularen Be-
triebszustanden mindestens bis zum Erreichen der Nennleistung belegt ist oder eine
nachvollziehbare Immissionsprognose vorlegen. Werden diese Abstande unterschrit-
ten, ist im Regelfall vom Antragsteller ein Larmgutachten vorzulegen.
Eine Abnahmemessung ist in der Regel nicht erforderlich, ebenso wenig wiederkeh-
rende Messungen.
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach dem BImSchG ist die im Auftrag des
Betreibers durch einen Privatgutachter erstellte Larmprognose grundsatzlich verwert-
bar, wenn diese unter Beachtung der geltenden Regelwerke fachgerecht und nachvoll-
ziehbar erstellt worden und fur den Fachkundigen tberzeugend ist (OVG Saarland,
Beschluss vom 10. Dezember 2010, Az.: 3 B 250/10).

8.3.2 Abstandsflachen Bayerische Bauordnung
Von den immissionsschutzrechtlichen Abstanden zu unterscheiden sind die nach der
BayBO zu ermittelnden Abstandsflachen. Nach der stéandigen und gefestigten verwal-
tungsgerichtlichen Rechtsprechung sind vor WEA gegentber Gebauden und Grund-
stucksgrenzen Abstandsflachen einzuhalten, weil von ihnen Wirkungen wie von Ge-
bauden ausgehen (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayBO).
Nach BayVGH (Urt. vom 28. Juli 2009, Az.: 22 BV 08.3427) ist bei der Berechnung der
Tiefe der Abstandsflache fir eine WEA von deren Gesamthdhe (Nabenhéhe und Ro-
torradius) auszugehen.
Die Abstandsflache einer WEA ist einzuhalten ab einem Kreis um die Mittelachse der
Anlage. Der Radius dieses Kreises wird durch den Abstand des senkrecht stehenden
Rotors vom Mastmittelpunkt bestimmt. Gemaf Art. 63 Abs. 1 BayBO kdnnen Abwei-
chungen von den Anforderungen der BayBO (und von aufgrund der BayBO erlassenen

Vorschriften) zugelassen werden, wenn sie unter Berticksichtigung des Zwecks der je-
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weiligen Anforderung und unter Wirdigung der 6ffentlich-rechtlich geschitzten nach-
barlichen Belange mit den 6ffentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen
des Art. 3 Abs. 1 BayBO vereinbar sind. Dies setzt bei Abweichungen von den Ab-
standsflachen zunéchst voraus, dass eine atypische, von der gesetzlichen Regel nicht
zutreffend erfasste oder bedachte Fallgestaltung vorliegt. In Bezug auf das konkrete
Vorhaben ,WEA*" wird dies regelmafiig der Fall sein, weil die WEA in verschiedener
Hinsicht keine typische bauliche Anlage ist, wie sie das Abstandsflachenrecht vor Au-
gen hat, und Grundstiicke, auf denen die volle Abstandsflache eingehalten werden

kann, oftmals nicht existieren.

8.3.3 Ricksichtnahmegebot
In der Rechtsprechung ist auch geklart, dass eine WEA aufgrund ihrer Hohe sowie der
standigen Drehbewegung ihres Rotors bzw. ihrer Fligel eine ,,optisch bedradngende”
Wirkung auf bewohnte Nachbargrundstiicke entfalten und damit gegen das in § 35
Abs. 3 Satz 1 BauGB als ,unbenannter Belang“ verankerte Gebot der Riicksichtnahme
verstoR3en kann (vgl. insbesondere BVerwG, Beschluss vom 11. Dezember 2006, Az
4 B 72.06, NVwZ 2007 S. 336; BayVGH, Urt. vom 29. Mai 2009, Az.: 22 B08.1785).
Von der Rechtsprechung wurden fir die Einzelfallpriifungen grobe Anhaltswerte fir ei-
ne Beeintrachtigung prognostiziert, die jedoch im Regelfall eingehalten sind, wenn die

genannten immissionsschutzrechtlichen Absténde beachtet werden.

8.3.4 Erdbebenmessstationen
Der vom Landesamt fir Umwelt (LfU) gemeinsam mit dem Geophysikalischen Obser-
vatorium Furstenfeldbruck der Ludwig-Maximilians-Universitat Minchen (LMU) betrie-
bene “Erdbebendienst Bayern” (EDB) hat das Ziel, Behdrden und Bevolkerung Gber
das Auftreten verspirbarer und méglicherweise schadensverursachender Erdbebenté-
tigkeit zu informieren. Mit 26 Messstationen wird die Erdbebentatigkeit bis zu einer mi-
nimalen Magnitude von 2.0, ab der mit ersten Wahrnehmungen zu rechnen ist, lan-
desweit Uberwacht. Funf besonders empfindliche Seismometer sind Teil des internati-
onalen seismologischen Stationsnetzwerkes (sogenannte Breitbandstationen). Zudem
befinden sich in Bayern noch eine Reihe von Erdbebenmessstationen, die von der
Bundesanstalt fur Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) betrieben werden.
An Standorte von Erdbebenmessstationen werden hohe Anforderungen gestellt (mini-
male Bodenunruhe, Infrastruktur wie vandalismussichere Einhausung, Stroman-
schluss, Telekommunikation). Meist stehen die Stationen weit weg von jeder Besied-
lung, bevorzugt in Trinkwasserschutzgebieten, da hier mit wenig menschlicher Aktivitat

zu rechnen ist.
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Wissenschaftliche Studien zeigen, dass die Beeinflussung von WEA auf Erdbeben-
messstationen bis in 10 km Entfernung deutlich zu erkennen ist und bis in 3 km zu ei-
ner signifikanten Verschlechterung der Aufzeichnungsbedingen fihren kann. Diese Er-
hoéhung der Bodenunruhe kann nicht aus den Daten ,weggefiltert“ werden. Sie hat eine

Verschlechterung der Detektions- und Auswertegenauigkeit der Messdaten zur Folge.

Daher bleibt als wirksames Gegenmittel nur ein geniigend grolR3er Abstand von WEA,
denn bei Unterschreitung dieser Abstande kann die Uberwachungsaufgabe der Erdbe-
benmessstationen nicht mehr gewahrleistet werden.
Folgende Abstandsflachen als Schutzzonen sind daher einzuhalten:
- Haidmuihle (GERESS-Station der BGR entspr. Internationaler Abkommen) —
15 km

- Breitbandstationen der BGR (Gréafenberg-Array): Haidhof (GRA1), Wildenfels
(GRAZ2), Leutzdorf (GRA3), Stéppach (GRA4), Brinnthal (GRB1), Reichertswinn
(GRB2), Eglhofen (GRB3), Heldmannsberg (GRB4), Odberg (GRB5), Eglofsdorf
(GRC1), Boéhmfeld (GRC?2), Steinsdorf (GRC3), Raitenbuch (GRC4) - Mindest-
abstand 5 km

- Breitbandstationen des Bayerischen Erdbebendienstes: Firstenfeldbruck (FUR),
Wettzell (WET), Manzenberg (MANZ), Jochberg (RJOB) und Rotzenmihle
(ROTZ) - Mindestabstand von 3 km (Ausschlussbereich) und im weiteren Be-
reich bis 5 km sind Einzelfallprifungen vorzunehmen (Einzelfallprifbereich).

- Die weiteren Messstationen des Bayerischen Erdbebendienstes: Beilngries
(ALTM), Oberstdorf (OBER), Hohe Rhén (HROE), Partenkirchen (PART), Zug-
spitze (ZUGS), Bissingen (NORI), Berchtesgaden (BGLD), Langenau/Selb (LA-
EN), Schonbrunner Berg (MSBB), Zeckenberg (MZEK), Grof3blichelberg
(MGBB), Rosenbiihl (MROB), Konnersreuth (MKON), Bad Reichenhall/Nonn
(RNON), Piding/Moar Alm (RMOA), Inzell/Wildenmoos (RWMO), Biirgeleck
(RTBE), Staufenhaus (RTSH), Steiner Alm (RTSA), Bernried (BE1), Kirch-
weidach (KW1) - Mindestabstand von 1 km (Ausschlussbereich) und im weiteren

Bereich bis 2 km sind Einzelfallprifungen vorzunehmen (Einzelfallprifbereich).

8.4 Nachbarbegriff

Der Begriff der Nachbarschaft ist im Immissionsschutzrecht weiter zu verstehen als im

Baurecht. Der Kreis der Nachbarn lasst sich nicht generell bestimmen, er hangt von
der Art und der Dauer der Immissionen ab. Als benachbart gelten alle Grundstiicke in-
nerhalb des Einwirkungsbereichs der genehmigten Anlage. Der Einwirkungsbereich ist

der Bereich, in dem die Emissionen der Anlage nach Art, Ausmaf3 und Dauer noch ei-
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nen relevanten, d. h. individualisierbaren Emissionsbeitrag liefern. Die TA Larm be-
stimmt in Nr. 2.2 als Einwirkungsbereich die Flachen, in denen der Beurteilungspegel
weniger als 10 dB(A) unter dem mal3geblichen Immissionsrichtwert liegt oder Ge-
rauschspitzen diesen Wert erreichen (Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand Marz
2010, 8 3 BImSchG, RdNr. 6f, VG Wirzburg, Beschluss vom 22. November 2010, Az.:
W 4 S 10.1139).

Irrelevanzkriterium

Gemal Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Larm darf die Genehmigung fir die zu beurteilende Anlage
auch bei einer Uberschreitung der Immissionsrichtwerte aufgrund der Vorbelastung
aus Grunden des Larmschutzes nicht versagt werden, wenn der von der Anlage verur-
sachte Immissionsbeitrag im Hinblick auf den Gesetzeszweck als nicht relevant anzu-
sehen ist. Das ist in der Regel der Fall, wenn die von der zu beurteilenden Anlage aus-
gehende Zusatzbelastung die Immissionsrichtwerte nach Nr. 6 TA Larm am malf3gebli-
chen Immissionsort um mindestens 6 dB(A) unterschreitet. Damit flhrt die Zusatzbe-
lastung einer Anlage, deren Beurteilungspegel den maRRgeblichen Immissionsrichtwert
um 6 dB(A) unterschreitet, in der Regel nur zu einer subjektiv nicht wahrnehmbaren
Erhdhung des Gerduschniveaus um maximal 1 dB(A), die nach Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA
Larm als nicht relevant eingestuft wird (OVG Luneburg, Beschluss vom 31. Mérz 2010,
Az. 12 LA 157/08).

Impulszuschlag/Amplitudenmodulation

WEA rufen im Regelfall keine Gerausche hervor, die im Hinblick auf ihre auRergewohn-
liche Storwirkung die Vergabe eines Zuschlags fur Ton- oder Informationshaltigkeit o-
der eines Impulszuschlags rechtfertigen. Das Bundesverwaltungsgericht hat entschie-
den (Urt. vom 29. August 2007, Az.: 4 C 2.07), dass die Ermittlung der Gerdusch-
immissionen nach Nr. 6.8 TA Larm und nach den Vorschriften des Anhangs erfolgt. Die
genannten Regelungen der TA Larm erlauben nicht die Vergabe eines allgemeinen
Lastigkeitszuschlags. Das macht auch ein Vergleich zur Vorgangerregelung deutlich, in
der nicht differenziert und ein Zuschlag fur ,auffallige Pegelanderungen vorgesehen
war (Nr. 2.42.2 TA Larm 1968). Der Zuschlag fur Impulshaltigkeit trégt dem Umstand
Rechnung, dass in ihrer Lautstarke kurzzeitig stark zu- und wieder abnehmende Ge-
rausche z. B. Schlag- oder Knallgerausche als deutlich stérender empfunden werden
als Gerausche mit langsam schwankender oder weitgehend gleichbleibender Lautstar-
ke. Auslegungsmalf3stab ist somit der im Hinblick auf die besonders hohe Pegelande-
rung auflergewothnliche Grad an Stdrung, der von den Gerauschen ausgeht.
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Infraschall

Infraschall ist tieffrequenter Schall im nicht hérbaren Frequenzbereich von 1 bis 16
Hertz (Hz). Je tiefer die Frequenz, umso héher muss der Schalldruckpegel sein, um
vom Menschen wahrgenommen zu werden. Bei 16 Hz ist dies erst bei Schalldruckpe-
geln von Uber 79 dB und bei 3 Hz von tber 120 dB der Fall. Infraschall durch techni-
sche Anlagen ist dann als schadliche Umwelteinwirkung im Sinn des BImSchG einzu-
stufen, wenn die Anhaltswerte der DIN 45680 (Entwurf August 2011) tberschritten
sind. Bei den lblichen Abstadnden von WEA zur Wohnbebauung (gré3er 500 m) wird
diese Schwelle nicht erreicht. Messungen zeigen, dass eine WEA nur einen Bruchteil
des in der Umgebung messbaren Infraschalls erzeugt. Der Hauptanteil kommt vom
Wind selbst und zwar unabhé&ngig von der WEA. Schadliche Umwelteinwirkungen
durch Infraschall von WEA konnten bisher nicht durch wissenschaftliche Untersuchun-
gen belegt werden. Bereits ab einem Abstand von 250 m von einer WEA sind im All-
gemeinen keine erheblichen Beléastigungen durch Infraschall mehr zu erwarten. In die-
sen Fallen ist keine weitere Prifung zum Infraschall geboten.

Auch Infraschall unterliegt den Gesetzen der Akustik (VG Wirzburg, Urt. vom 7. Juni
2011, Az.: W 4 K 10.754). Bei komplexen Einwirkungen, tiber die noch keine hinrei-
chenden wissenschaftlichen Erkenntnisse vorliegen, gebietet die staatliche Schutz-
pflicht aus Art. 2 Abs. 1 GG nicht, alle nur denkbaren Schutzmafl3nahmen zu treffen.
Deshalb ist der Verordnungsgeber nicht verpflichtet, Grenzwerte zum Schutz von Im-
missionen zu verscharfen (oder erstmals festzuschreiben), Uber deren gesundheits-
schadliche Wirkungen keine verlasslichen wissenschaftlichen Erkenntnisse vorliegen
(BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 28. Februar 2002, Az.: 1 BvR 1676/01).
Weitere Informationen zu Infraschall sind in einer gemeinsamen Veroéffentlichung von
LGL und LfU ,Windenergieanlagen — beeintréachtigt Infraschall die Gesundheit?* zu fin-

den.

Disco-Effekt; Schattenwurf

Die sogenannten bewegten Schatten und die als Disco-Effekt bezeichneten periodi-
schen Lichtreflexionen fallen als ,ahnliche Umwelteinwirkungen“ unter den Begriff der
Immissionen des 8§ 3 Abs. 2 BImSchG.

Der Disco-Effekt stellt heutzutage aufgrund der matten Beschichtung der WEA kein
Problem mehr dar und bedarf keiner weiteren Prifung.

Fir den Schattenwurf durch die WEA gilt Folgendes: Beschattungszeiten von weniger
als 30 Stunden pro Kalenderjahr und 30 Minuten pro Tag sind nicht erheblich (so auch
die in Bayern nicht eingefiihrten ,Hinweise zur Beurteilung der optischen Emission von

WEA - WEA-Schattenwurf-Hinweise®). Der Betreiber kann eine Abschaltautomatik vor-



8.9

26

sehen, die meteorologische Parameter (z. B. Intensitat des Sonnenlichts) berlcksich-

tigt, so dass die tatsachliche Beschattungsdauer begrenzt wird.

Eiswurf

Die Gefahr des Eiswurfs von WEA ist in Bayern grundsétzlich gegeben. WEA sind ge-
nerell so zu errichten und zu betreiben, dass es nicht zu einer Gefahrdung durch Eis-
abwurf kommt. Die in der Liste der Technischen Baubestimmungen (Vollzug des Art. 3
Abs. 2 Satz 1 BayBO) unter der Lfd.-Nr. 2.7.9 als technische Regel eingefiihrte ,Richt-
linie fir Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise fir Turm
und Grindung® ist zu beachten. Nach der Anlage 2.7/12 zu dieser Richtlinie sind Ab-
stande zu Verkehrswegen und Gebauden wegen der Gefahr des Eiswurfs einzuhalten,
soweit eine Gefahrdung der offentlichen Sicherheit nicht auszuschliel3en ist. In nicht
besonders eisgefahrdeten Regionen gelten Abstande gréRer als 1,5 x (Rotordurch-
messer + Nabenhohe) im Allgemeinen als ausreichend. Gegebenenfalls bedarf es
hierzu einer sachversténdigen Einschatzung.

Soweit die erforderlichen Abstéande bei Eiswurfgefahr nicht eingehalten werden, ist eine
gutachterliche Stellungnahme eines Sachverstandigen zur Funktionssicherheit von
Einrichtungen, durch die der Betrieb der WEA bei Eisansatz sicher ausgeschlossen
werden kann oder durch die ein Eisansatz verhindert werden kann, vorzulegen. Die er-
forderliche Betriebssicherheit der WEA ist durch geeignete Genehmigungsauflagen si-
cherzustellen. Ein — durch geeignete Sicherungsmafinahmen minimiertes — Restrisiko

ist nach der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung jedoch hinzunehmen.

8.10 StralRenrechtliche Hinweise
8.10.1 Anbauvorschriften

Bei der Errichtung von WEA ergeben sich im Umfeld von StraRen vor allem aus Grin-
den der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs Mindestabsténde (vgl. hierzu auch Nr.
8.3). Bei Bundesfern-, Staats- und Kreisstral3en sind zunéchst die stral3enrechtlichen
Anbauverbote und Anbaubeschrénkungen gemaR 8§ 9 Fernstrallengesetz (FStrG) bzw.
Art. 23, 24 Bayerisches Stral3en- und Wegegesetz (BayStrWG) zu beachten. Die An-
bauverbotszone und grundsatzlich auch die Anbaubeschrankungszone sind von der
WEA einschlieYlich ihres Rotors freizuhalten (bei Bundesautobahnen ein Bereich von
100 m ab Fahrbahnrand, bei Bundes- und Staatsstraf3en von 40 m und bei Kreisstra-
Ben von 30 m). Der Rotor (mit Rotorblattspitze) darf — auch bei entsprechender Dreh-
bewegung — grundsatzlich nicht in die Anbaubeschrankungszone hineinragen. In der
Anbaubeschrankungszone kommt es darauf an, ob das Vorhaben nach seiner Lage,

GroRRe und Art geeignet ist, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu beeintrach-
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tigen. Dabei stellt das BVerwG (vgl. hierzu etwa Urt. vom 28. Mai 1963, Az.:

I C 247.58, BayVBI 1964 S. 51) auf die erkennbare Moglichkeit einer Beeintréchtigung
oder Gefdhrdung des Verkehrsablaufs durch das Vorhaben ab. Eine unbedingte Ge-
wissheit ist dagegen nicht erforderlich. Eine solche Mdglichkeit wird bei WEA regelma-
RBig zu bejahen sein. Wegen dieser spezifischen Gefahren wird von den staatlichen
Stral3enbaubehorden daher regelmafiig keine Zustimmung (8 9 Abs. 2 FStrG) bzw.
kein Einvernehmen (Art. 24 Abs. 1 BayStrwWG) fur die Errichtung von WEA innerhalb
der Anbaubeschrankungszone erteilt werden kénnen.

Im Ubrigen sind die Belange der StraRRe in Planungs- bzw. Genehmigungsverfahren fiir
WEA stets mit abzuwagen. Auch bei Gemeindestral3en und sonstigen 6ffentlichen
StralRen, fur die keine gesetzlichen Anbauverbote oder -beschrankungen gelten, kon-
nen deshalb Mindestabstande erforderlich sein. Im Einzelfall kdnnen sich aus Griinden
der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auch weitergehende Anforderungen erge-
ben (z. B. bzgl. Ablenkungsgefahr oder Eiswurf, vgl. Nr. 8.10.2).

8.10.2 Eiswurf im StralRenrecht
Wie bereits dargelegt, sind bei WEA, die in der N&he von Verkehrswegen errichtet und
betrieben werden sollen, die unter Nr. 8.9 genannten Grundsétze zu beachten. Es ist
darauf zu achten, dass die danach ggf. erforderliche gutachterliche Stellungnahme ei-
ne Bewertung des individuellen und kollektiven Eiswurfrisikos fiir die Verkehrsteilneh-

mer im konkreten Einzelfall enthalt.

8.10.3 Zufahrten
Um die Anlagenteile einer WEA zu dem vorgesehenen Standort transportieren zu kdn-
nen, werden vermehrt Antrage auf Nutzung bzw. Errichtung von Baustellen- bzw. Be-
helfsabfahrten insbesondere an Bundesautobahnen gestellt. Hierbei kdnnen sich im
Wesentlichen drei Konstellationen ergeben:
1) Nutzung einer bestehenden Zufahrt, die nicht fir den allgemeinen Verkehr be-
stimmt ist,
2) temporare bzw. provisorische bauliche Anderung einer bestehenden Zufahrt, die
nicht fir den allgemeinen Verkehr bestimmt ist,

3) temporéare bzw. provisorische Neuerrichtung einer Zufahrt.

Diese Nutzungen stellen Sondernutzungen im Sinn des 8§ 8 Abs. 1 FStrG dar und kén-
nen unter bestimmten engen Voraussetzungen nach pflichtgemafiem Ermessen er-
laubt und mit Nebenbestimmungen versehen werden. MalRgeblich sind die konkreten

Umstande des Einzelfalls. Insbesondere spielen folgende Aspekte eine Rolle:
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Zum einen ist erforderlich, dass der Standort bzw. das Grundstiick, auf dem eine WEA
errichtet werden soll, anderweitig im Sinn des Bauplanungsrechts erschlossen ist und
die Errichtung der Anlagen bzw. der Sondertransport bestimmter Anlagenteile ohne die
beantragte Sondernutzung nicht méglich ist. Zum anderen muss gewahrleistet sein,
dass hierbei die Belange der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs (z. B. durch Voll-

sperrung des Autobahnabschnitts, Begleitung des Sondertransports) gewahrt werden.

Die temporare bzw. provisorische Zufahrt bzw. ihre bauliche Anderung ist unmittelbar

nach der Nutzung zum Zweck des genehmigten Sondertransports zurlickzubauen.

Daruber hinaus konnen aus straf3enverkehrsrechtlicher Sicht fur die Durchfiihrung von
GroRRraum- oder Schwertransporten eine Erlaubnis nach § 29 Abs. 3 StVO bzw. fir das
Ausfahren von der Bundesautobahn tber eine nichtoffentliche Anschlussstelle eine
Ausnahmegenehmigung gemaf § 18 Abs. 10 StVO erforderlich sein. Dabei ist zu pru-
fen, ob es daneben noch einer stral3enrechtlichen Sondernutzungserlaubnis bedarf
(vgl. § 8 Abs. 6 FStrG).

Luftverkehrsrechtliche Hinweise

Bei der Planung, Genehmigung und Errichtung von Windenergieanlagen sind luftver-
kehrsrechtliche Aspekte zu beachten. Die zivilen Luftfahrtbehdrden sind Ansprechpart-
ner fir die Einleitung der notwendigen Uberpriifungen. Bei militarischen Flugplatzen
liegt die Zustandigkeit bei den Dienststellen der Bundeswehr.

Zivile Luftfahrtbehdrden in Bayern sind

o die Regierung von Mittelfranken — Luftamt Nordbayern —, Flughafenstralle 118,
90411 Nurnberg
fur die Regierungsbezirke Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfranken und Unterfran-

ken sowie

e die Regierung von Oberbayern — Luftamt Stidbayern —, Maximilianstral3e 39,
80538 Muinchen
fur die Regierungsbezirke Oberbayern, Niederbayern und Schwaben.
Die Lander fuihren die ihnen zugewiesenen Aufgaben im Auftrag des Bundes aus

(Bundesauftragsverwaltung, Art. 85 GG).
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Die Aufgaben bei militéarischen Flugplatzen nehmen die Dienststellen der Bundeswehr

wabhr.

Das Luftverkehrsgesetz (LuftvVG) erhebt je nach Standort und H6he von Windenergie-
anlagen unterschiedliche formelle und materielle Anforderungen. Im Sinne einer zlgi-
gen und effizienten Sachbearbeitung wird empfohlen, die zivilen Luftfahrtbehérden und
die zustandigen militarischen Dienststellen mdglichst friihzeitig einzubinden. Die fol-
genden Erlauterungen sollen als Wegweiser fur Planer und Genehmigungsbehdrden

dienen.

8.11.1 Zustimmungspflichtige Windenergieanlagen
e WEA innerhalb von Bauschutzbereichen
Bauschutzbereiche werden eingerichtet, um Gefahren fur die Sicherheit des Luftver-
kehrs und fur die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung vorzubeugen und dienen einem
geordneten Nebeneinander von Bauwerken und Flugplatzen. Lage und Umfang der
Bauschutzbereiche ziviler Flugplatze in Bayern sind im Rauminformationssystem Bay-
ern RISBY unter der Rubrik Luftverkehr dargestellt.

e WEA aul3erhalb von Bauschutzbereichen und hoher als 100 m
Windenergieanlagen aul3erhalb von Bauschutzbereichen sind relevant, soweit sie eine
Hohe von 100 m Uber der Erdoberflache Ubersteigen. Das Gleiche gilt fir Windener-
gieanlagen von mehr als 30 m Héhe auf nattrlichen oder kiinstlichen Bodenerhebun-
gen, sofern die Spitze der Anlage um mehr als 100 m die H6he der hdchsten Bodener-
hebung im Umkreis von 1,6 km Halbmesser um die flir die Anlage vorgesehene Bo-
denerhebung tberragt. Im Umkreis von 10 km Halbmesser um einen Flughafenbe-
zugspunkt gilt als Hohe der héchsten Bodenerhebung die Hohe des Flughafenbezugs-
punktes.

e Rechtsfolge

Windenergieanlagen innerhalb von Bauschutzbereichen sowie Windenergieanlagen
aul3erhalb von Bauschutzbereichen mit einer Héhe tber 100 m im Sinn von Nr. 8.11.1
darfen nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehdrde genehmigt werden (8 12 Abs. 2 Satz
1, 8 17 LuftVG). Dabei handelt es sich nicht um die bloRRe Anforderung einer Stellung-
nahme der Luftfahrtbehdrde durch die Genehmigungsbehdérde (vgl. § 11 der 9. BIm-
SchV). Vielmehr ist das Zustimmungsverfahren ein héherrangiges verwaltungsinternes
Zwischenverfahren, das von der jeweiligen Genehmigungsbehérde durch Ersuchen an

die Luftfahrtbehorde einzuleiten ist.
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Die Luftfahrtbehérden sind angehalten, an sie gerichtete Ersuchen schnellstmdéglich zu
behandeln und unmittelbar an die Flugsicherungsorganisation DFS Deutsche Flugsi-
cherung GmbH weiterzuleiten (8§ 31 Abs. 3 LuftVG). Sie sollen dabei auf die besondere
Bedeutung des Windenergieprojektes hinweisen und auf beschleunigte Bearbeitung

hinwirken.

Die Zustimmung der Luftfahrtbehérde gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Mona-
ten gegentiber der Genehmigungsbehoérde verweigert wird (8 12 Abs. 2 Satz 2
LuftVG). Unter bestimmten Voraussetzungen kann eine Verlangerung dieser 2-Monats-
Frist angezeigt sein (§ 12 Abs. 2 Satz 3 LuftVG). Uber die Fristverlangerung entschei-
det die Genehmigungsbehérde im Benehmen mit dem Bundesaufsichtsamt fur Flugsi-
cherung. Die luftverkehrsrechtliche Zustimmung kann davon abhéngig gemacht wer-

den, dass die Genehmigung unter Auflagen erteilt wird (8 12 Abs. 4 LuftVG).

Die Luftfahrtbehérden sind des Weiteren angehalten, innerhalb eines Monats nach
Eingang des Ersuchens die Genehmigungsbehorde tiber den Stand des luftverkehrs-
rechtlichen Zustimmungsverfahrens zu informieren. Dabei soll — soweit moglich — ggf.
nach Rucksprache mit der Flugsicherungsorganisation eine Aussage getroffen werden,
ob grundsatzliche Bedenken gegen die Errichtung der WEA bestehen.

8.11.2 Sonstige WEA
e WEA aul3erhalb von Bauschutzbereichen bis 100 m Hohe
WEA aulRerhalb von Bauschutzbereichen mit einer Hohe bis 100 m im Sinn der Nr.
8.11.1 in der Umgebung von Flugplatzen kénnen unter Beriicksichtigung ihres genau-
en Standortes (z. B. im An- und Abflugbereich) die Sicherheit des Luftverkehrs beein-

trachtigen.

o Rechtsfolge

Die Luftfahrtbehdrde gibt im Genehmigungsverfahren fur eine WEA eine Stellungnah-
me ab (8 11 der 9. BImSchV), ob eine solche Beeintrachtigung zu erwarten und ggf.
eine Kennzeichnung als Luftfahrthindernis erforderlich ist. Die 2-Monats-Frist nach § 12
Abs. 2 Satz 2 LuftVG gilt hier nicht. Art und Umfang der Kennzeichnung richten sich
nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthinder-
nissen vom 24. April 2007 (BAnz. S. 4471). Teil 3 dieser Vorschrift enthalt besondere
Anforderungen fur die Tages- und Nachtkennzeichnung von WEA. Hinweis (Stand

01/2015): Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthin-
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dernissen wird derzeit vom Bund Uberarbeitet.

8.11.3 Luftverkehrsrechtliches Bauverbot
Nach § 18a Abs. 1 Satz 1 LuftVG durfen WEA nicht errichtet werden, wenn dadurch
Flugsicherungseinrichtungen (Flugnavigationsanlagen wie z. B. Funkfeuer oder In-
strumentenlandesysteme) gestort werden kénnen. Das Bundesaufsichtsamt fur Flugsi-
cherung (BAF) hat im Internet unter www.baf.bund.de eine interaktive Karte der Stand-
orte von Flugsicherungseinrichtungen in Deutschland und der zivilen und militarischen
Anlagenschutzbereiche sowie weitere Informationen verdffentlicht. Ob eine Stérung
von Flugsicherungseinrichtungen durch die Errichtung von WEA zu erwarten ist, ent-
scheiden das BAF auf der Grundlage einer Stellungnahme der DFS Deutsche Flugsi-
cherung GmbH.
Die DFS beantwortet auf ihrer Internetseite www.dfs.de unter Flugsiche-
rung/Umwelt/Windkraft haufig gestellte Fragen zum Thema WEA und Navigationsanla-
gen.

Die bayerischen Luftfahrtbehérden und die Genehmigungsbehérden nehmen in diesem
Zusammenhang keine materiell-inhaltlichen Prifungen vor. Sie sind angehalten, auf

beschleunigte Bearbeitung durch die zustandigen Stellen hinzuwirken.

8.11.4 Belange des Flugbetriebs der Bundeswehr
Nach 8§ 30 Abs. 2 LuftVG nehmen die Dienststellen der Bundeswehr fir ihren Dienstbe-
reich die vorstehenden, in den Nrn. 8.11.1 bis 8.11.3 genannten Aufgaben der Luft-
fahrtbehorden und Flugsicherungsorganisationen wahr. Fir luftrechtliche Stellungnah-
men in Genehmigungsverfahren fir WEA ist im Rahmen der Beteiligung als Trager 6f-
fentlicher Belange (T6B) das Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-
leistungen der Bundeswehr (BAIUDBwW), Fontainengraben 200, 53123 Bonn (E-Mail:
baiudbwtoeb@bundeswehr.org) zustandig.

Neben WEA, die innerhalb von Bauschutzbereichen militdrischer Flugplatze sowie in-
nerhalb von Schutzbereichen militarischer Flugsicherungseinrichtungen geplant wer-
den, kdnnen sonstige WEA auch mit Luftverteidigungsanlagen (Radaranlagen zur Luft-
raumuiberwachung) sowie mit militarischem Flugbetrieb nachts in niedrigen Flugh6hen

in Konflikt geraten.

e Radaranlagen zur Luftraumiberwachung


http://www.baf.bund.de/
http://www.dfs.de/
mailto:baiudbwtoeb@bundeswehr.org

32

WEA kdnnen die dem Kommando Einsatzverbande Luftwaffe unterstellten Radaranla-
gen zur Luftraumiberwachung beeintréachtigen, wenn sie mit ihren dampfungs- und
verschattungswirksamen Anteilen (Turm, Gondel, Rotorblattwurzel — etwa unteres Drit-
tel des Rotorblatts) in den Erfassungsbereich der Radaranlagen hineinragen.

Das Storpotential einer WEA hangt damit unter anderem von deren Nabenhdhe, GroR3e
und Form der Gondel, HOhe des Standorts usw. ab. Das Storpotential von zwei oder
mehr WEA in einem Gebiet kann aufgrund von drohenden Wechselwirkungen zwi-
schen den einzelnen WEA noch anwachsen.

Aufgrund ihres unterschiedlich hohen Stdrpotentials missen alle geplanten WEA, die
in den Erfassungsbereich der Radaranlagen hineinragen im Einzelfall gepruft und hin-
sichtlich der Hinnehmbarkeit der Stérung beurteilt werden.

In Bayern sind folgende Radaranlagen zur Luftraumiberwachung zu beachten:

a) die Stellung GroRRer Arber nahe der Gemeinde Bayerisch Eisenstein (Landkreis
Regen),

b) die Stellung Haindlfing, etwa 5 km nordlich der Grol3en Kreisstadt Freising (Land-
kreis Freising),

c) die Stellung Dobraberg, etwa 1 km siddstlich der Stadt Schwarzenbach a. Wald
(Landkreis Hof),

d) die Stellung Lauda-Konigshofen etwa 8 km sudéstlich der Stadt Lauda-

Kdnigshofen (Main-Tauber-Kreis in Baden-Wirttemberg).

Die GroRraumradaranlagen sind keine Flugsicherungsanlagen im Sinn des § 18a
LuftVG, jedoch Radaranlagen im Sinn des 8§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 BauGB.

¢ Nachttiefflugsystem
Das Nachttiefflugsystem wurde von der Bundeswehr gemeinsam mit dem Bundesmi-
nisterium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, den Landesregierungen und der
Flugsicherungsorganisation entwickelt. Es bericksichtigt die aktuelle Bebauungssitua-
tion in Deutschland und ist dahingehend optimiert, die Belastungen fur die Bevdlkerung
durch Fluglarm so gering wie moglich zu halten und gleichmafiig Giber das Bundesge-
biet zu verteilen. Dartber hinaus ist das Nachttiefflugsystem eng mit anderen, zivilen
Luftraumnutzern abgestimmt. Die Beschrankung von Bauhéhen unterhalb des Nacht-
tiefflugsystems begrtindet sich durch die gesetzlich vorgeschriebenen vertikal und late-
ral einzuhaltenden Mindestabstdnde von Luftfahrzeugen zu Hindernissen. Bereits in
der Planungsphase spéaterer Festsetzungs- oder Genehmigungsverfahren fir Wind-

energieprojekte kdnnen konkrete Aussagen Uber die Vereinbarkeit mit dem Nachttief-
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flugsystem getroffen werden. Die Bundeswehr stellt Daten und Karten des Nachttief-
flugsystems zur Verfigung und kann im Fall moglicher Interessenkonflikte im Einzelfall

Streckenabschnitte anheben.

Hubschraubertiefflugstrecken
Hubschraubertiefflugstrecken werden bei Tag und Nacht geflogen. Auch diese Stre-
cken wurden zur Minimierung der Belastungen fur die Bevolkerung durch Fluglarm
etabliert. Zu beiden Seiten der Routen diirfen im Abstand von 1,5 km keine Hindernis-

se vorhanden sein (Schutzkorridor von 3 km).

WEA und Wetterbeobachtung durch den Deutschen Wetterdienst (DWD)
Die Hauptaufgabe des DWD ist es, vor wetterbedingten Gefahren (z. B. Sturme, Wald-

brandgefahr, Gewitter) zu warnen sowie das Klima in Deutschland zu Uberwachen.
Einzelheiten ergeben sich aus 8§ 4 des Gesetzes liber den Deutschen Wetterdienst.
Der DWD unterstitzt mit rAumlich und zeitlich hoch aufgelésten Wetterprognosen fir
jede Nabenhdhe die Integration der stetig steigenden, fluktuierenden Windstrommen-
gen in bestehende Versorgungssysteme. Dartber hinaus stellen die klimatologischen
Winddaten und -karten des DWD eine wichtige Grundlage fiir Gemeinden, Genehmi-
gungsbehoérden und Lander beim Identifizieren geeigneter Flachen fir WEA zur Unter-
stiitzung der Bauleitplanung und Anlagengenehmigung dar. Die Belastbarkeit der Da-
ten des DWD ist daher auch fur den Ausbau der Windkraftnutzung von hoher Bedeu-
tung.

Der DWD betreibt zur Erfillung seines gesetzlichen Auftrags ein umfangreiches Mess-
netz zur Erfassung der meteorologischen Gréf3en. Ein wesentlicher Bestandteil ist
hierbei der aus vier Systemen bestehende Windprofilerverbund des DWD (Standorte:
Lindenberg (BB), Ziegendorf (MV), Nordholz (NI) und Bayreuth (BY)) sowie der 17 Sys-
teme umfassende, deutschlandweite Niederschlagsradar- bzw. Wetterradarverbund
(Standorte in Bayern: Eisberg, Memmingen, Schnaupping, Hohenpeil3enberg), welcher
als einziges Messverfahren eine flachendeckende Niederschlagsmessung erlaubt. Da
Wetterradarsysteme Niederschlage bis zu einer Entfernung von tiber 150 km erfassen
sollen, werden sie ahnlich wie die WEA an exponierten Standorten aufgestellt. Auf-
grund ihrer Hohe kdnnen WEA deshalb in die von den Wetterradarsystemen beobach-
tete Atmosphare hineinragen und deren Messwerte negativ beeinflussen.

Der DWD ist als Trager offentlicher Belange im Rahmen der Genehmigungsverfahren
fur den Bau und Betrieb von WEA zu beteiligen (8 11 der 9. BImSchV). Deutscher Wet-
terdienst, Frankfurter StraRe 135, 63067 Offenbach. Der DWD prft hierbei, ob von den

geplanten WEA Stérungen des 0. g. Messsystems zu erwarten waren. Im Sinn eines
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zugigen und zielfUhrenden Verfahrensablaufs wird Planern und Genehmigungsbehor-
den empfohlen, den DWD mdglichst friihzeitig einzubinden. Der DWD ist zudem gehal-
ten, insbesondere durch die Angabe der Koordinaten von Messanlagen und der vo-
raussichtlich erforderlichen Schutzzonen Standortplanungen fir WEA bereits in einem
frihen Stadium zielgerichtet zu unterstttzen.

Priufmalstab bei Radarsystemen sind die Richtlinien und Beschliisse der Weltorgani-
sation fir Meteorologie (WMO), einer Organisation der UNO.

Demnach wird im engeren Umkreis bis zu 5 km um die Wetterradarstandorte von einer
erheblichen Stérung der Radarmessungen auszugehen sein. In einem Radius von

15 km um die Wetterradarstandorte ergeben sich u. U. Hohenbeschrankungen fur
WEA. Ohnehin vorhandene Abschattungen der Radarsysteme aufgrund des Gelandes
werden bei der Prifung der Notwendigkeit etwaiger Héhenbeschrankungen beriick-
sichtigt.

Neben den Wetterradarsystemen kdnnen auch die Messergebnisse der vier Windprofi-
ler-Radarsysteme durch WEA negativ beeinflusst werden, sodass auch um diese
Standorte ein &hnlicher Schutzabstand einzuhalten ist. Der tatsachlich erforderliche
Abstand ist je nach Grof3e und Zahl der WEA im Einzelfall festzulegen.

WEA in unmittelbarer Nachbarschaft zu den Wetterstationen bzw. den Wetterwarten
des Bodenmessnetzes kdnnen ebenfalls zu einer Beeinflussung der Messwerte fihren.
Die Prifung des DWD umfasst daher auch diesen Aspekt. Der erforderliche Abstand
von Messfeldern des DWD kann je nach Grofl3e der WEA von ca. 1 km bis zu mehreren
km (insbesondere bei Windparks) reichen. Ob und in welchem Ausmalf tatsachlich ei-

ne Storung auftreten kdnnte, wird im Einzelfall fur das jeweilige WEA-Projekt geprift.

Richtfunk

Windenergieanlagen kdnnen in Abh&ngigkeit vom Aufstellungsort und der baulich-
technischen Ausfiihrung Richtfunkstrecken stéren. Bei geplanten Windenergieprojek-
ten sollte der Betreiber daher unter anderem auch darauf achten, dass durch das Bau-
werk bestehende Richtfunkverbindungen nicht gestért werden. Informationen Gber Be-
treiber von Richtfunkstrecken in bestimmten Gebieten erteilt die Bundesnetzagentur,
Referat 226/Richtfunk, Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin.

Militarische Richtfunktrassen der Bundeswehr und der Stationierungskrafte dirfen
durch WEA nicht gestort werden. Die Stérung einer Richtfunktrasse ist in der Regel
dann ausgeschlossen, wenn eine geplante WEA beiderseits der Richtfunktrasse einen
Mindestabstand von jeweils 100 m einhalt.

Die militarischen Richtfunktrassen sind nicht veroffentlicht. Ob eine WEA eine militari-

sche Richtfunkstrecke stort, ist tUber das BAIUDBw abzuklaren.
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Vorhandene Daten

In Genehmigungsverfahren zur Errichtung weiterer WEA soll auf vorhandene Untersu-
chungen zurtickgegriffen werden, wenn die Datenlage nicht &lter als funf Jahre ist und
keine entscheidungsrelevante Anderung der Sachlage erkennbar ist. Damit kann auf

die aufwendige Erhebung von Daten im Regelfall verzichtet werden.

Wertverlust

H&aufiges Motiv fur Widerstdnde gegen WEA ist die Beflrchtung eines Wertverlusts der
angrenzenden Grundstiicke. Es gibt aber keinen allgemeinen Rechtssatz des Inhalts,
dass der Einzelne einen Anspruch darauf hat, vor jeglicher Wertminderung seines
Grundstiicks bewahrt zu bleiben (BVerwG, Beschluss vom 13. November 1997, Az.:

4 B 195/97). Hierzu hat der BayVGH (Beschluss vom 7. Februar 2011, Az.: 22 CS
11.31) ausgefuhrt: ,Was den behaupteten Wertverlust des Wohngrundstiicks des An-
tragstellers angeht, ist anerkannt, dass Wertminderungen als Folge der Ausnutzung
der einem Dritten erteilten immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nicht fir sich
genommen einen Mal3stab dafir bilden, ob Beeintrachtigungen im Sinn des Ricksicht-
nahmegebots zumutbar sind oder nicht. Vielmehr kommt ein Abwehranspruch nur
dann in Betracht, wenn die Wertminderung die Folge einer dem Betroffenen nach
Malgabe des Riicksichtnahmegebots unzumutbaren Beeintrachtigung der Nutzungs-
mdaglichkeiten des Grundstiicks ist, woran es hier aber nach den obigen Ausfihrungen
voraussichtlich fehlt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 24. April 1992, Az.: 4 B 60/92 und
Beschluss vom 13. November 1997, Az.: 4 B 195/97).
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Naturschutz

Geltungsbereich

Da im Zuge der Energiewende vor allem WEA im Sinn des BImSchG von Bedeutung
sind, gelten die nachfolgenden Ausfihrungen nur fir diese Vorhaben. Dies gilt auch fur
die Anwendung der Regelungen zum Ersatzgeld nach Nr. 9.3.3. Baurechtlich verfah-
rensfreie Klein-WEA (unter 10 m Gesamthdhe) werfen regelmafiig keine naturschutz-
rechtlichen Probleme auf. Bei baurechtlich genehmigungspflichtigen Anlagen (10 bis
50 m Gesamthdhe) ist eine Einzelfallprifung erforderlich, auf die die nachfolgenden

Ausflihrungen nicht ohne Weiteres Ubertragbar sind.

Standorteignung

Die nachfolgenden Empfehlungen ermdglichen ein bayernweit einheitliches Vorgehen
bei der Standortbewertung aus der Sicht des Naturschutzes. Dadurch kénnen groRere

Zielkonflikte mit dem Naturschutz von vornherein vermieden werden.

9.2.1 Freizuhaltende Bereiche (Ausschlussgebiete)

9.2.1.1 Generelle Ausschlussgebiete

Die Errichtung von WEA kommt in den folgenden Bereichen nicht in Frage, da hier be-
sonders schwerwiegende und nachhaltige, nicht kompensierbare Auswirkungen auf
Natur und Landschaft zu erwarten sind und naturschutzrechtliche Bestimmungen ent-
gegen stehen. Ob vorsorgliche Abstandsflachen hinzukommen, ist im Einzelfall auf-
grund des jeweiligen Schutzzwecks zu entscheiden (maximal 1000 m). Freizuhaltende

Bereiche aus dem Bereich Naturschutzrecht sind:

Nationalparke,

e Naturschutzgebiete,

e Kernzonen von Biospharenreservaten,

o flachenhafte Naturdenkmaler und geschiitzte Landschaftsbestandteile,
e gesetzlich geschitzte Biotope,

e Alpenplan Zone C.
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9.2.1.2 Regelmaliige Ausschlussgebiete
In européischen Vogelschutzgebieten einschlief3lich gegebenenfalls erforderlichen Ab-
standsflachen ist Windenergienutzung ausgeschlossen, wenn Erhaltungsziele erheb-

lich beeintrachtigt werden. Dies wird im Regelfall anzunehmen sein.

9.2.2 Sonstige Flachen nach europaischen Schutzbestimmungen (FFH-Gebiete)
In den europarechtlich geschitzten FFH-Gebieten ist die Errichtung von WEA mdoglich,

soweit die Erhaltungsziele nicht erheblich beeintrachtigt werden.

9.2.3 Sensibel zu behandelnde Gebiete
In diesen Gebieten, die in der Regel eine grol3e Bedeutung fur Natur und Landschaft
besitzen, ist die Errichtung von WEA grundsétzlich mdglich. Im konkreten Fall ist je-
doch darzulegen, ob und warum die damit verbundenen Auswirkungen auf Natur und
Landschaft in der Gesamtabwéagung der widerstreitenden Belange vertretbar sind (Ein-
zelfallentscheidung). Sensibel zu behandelnde Gebiete sind:

Pflegezonen der Biospharenreservate,

e Landschaftsschutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete in Naturparken (ehe-

malige Schutzzonen),

e sonstige Gebiete mit besonderer Bedeutung fur den Vogelschutz, z. B. Wie-
senbritergebiete, bedeutende Rastgebiete fir Zugvogel, Dichtezentren flr be-
sonders sensible Vogelarten (v. a. Rotmilan, Schwarzstorch, vgl. Anlage 1 und
LfU-Arbeitshilfen fur Vogel),

e besonders attraktive Landschaften und Erholungsgebiete (z. B. Grines Band),

e  Waélder mit altem Baumbestand (ab 140 Jahre) sowie besonders strukturreiche
totholz- und biotopbaumreiche Walder mit naturnaher Baumartenzusammen-

setzung,

Alpenplan Zone A und B.

Fur Landschaftsschutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete in Naturparken (ehemali-
ge Schutzzonen) wird ein Zonierungskonzept empfohlen, das geeignete Standorte fur
die Windenergienutzung ausweist. Zustandig fir die Erarbeitung von Zonierungskon-
zepten sind die fir den Erlass der jeweiligen Schutzgebietsverordnung zustandigen

Gebietskdrperschaften (Landkreise, Bezirke).
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In Landschaftsschutzgebieten ist die Errichtung baulicher Anlagen grundsatzlich er-
laubnispflichtig. Die Erlaubnis kann nur erteilt werden, wenn der Schutzzweck der Ver-
ordnung nicht entgegensteht und der Charakter des Gebiets nicht verandert wird.
Kann eine Erlaubnis nicht erteilt werden, sind die Voraussetzungen einer Befreiung
gemal § 67 BNatSchG zu prifen. Nach der Rechtsprechung des BayVGH darf das
Landschaftsschutzgebiet durch die Bebauung nicht funktionslos werden. Eine Befrei-
ungslage ist demnach nur fur Falle geringfligiger Bebauung denkbar und setzt voraus,
dass das Schutzgebiet in seiner Substanz unberihrt bleibt und der Schutzzweck auch
weiterhin erreicht werden kann (vgl. hierzu UM-S vom 5. Juli 2006, Az.: 62-U8623-
2004/10-10). Sind diese Voraussetzungen gegeben, kann eine Befreiung erteilt wer-
den, wenn dies aus Grinden des Uberwiegenden offentlichen Interesses notwendig ist
oder wenn im Einzelfall eine unzumutbare Belastung vorliegt (8 67 Abs. 1 Satz 1
BNatSchG). Dies setzt jedoch einen atypischen und singuléaren Einzelfall voraus, so
dass die Befreiung als regelméafRiiges Instrument zur Zulassung von WEA nicht in Be-
tracht kommit.

Kommt die Erteilung einer Befreiung nicht in Betracht, kann der Widerspruch zwischen
Landschaftsschutz und Windenergievorhaben durch Verordnungsanderung (Heraus-
nahme des zu bebauenden Gebiets aus dem Schutzgebietsumgriff der Landschafts-
schutzgebietsverordnung) geldst werden. Der Verordnungsgeber (Landkreise, kreis-
freie Stadte oder Bezirke) besitzt diesbezlglich ein Handlungsermessen und wagt im
Rahmen der Entscheidungsfindung die sich gegentberstehenden Interessen ab. Aller-
dings kann dies zu einer Zersplitterung des Schutzgebiets fiihren. Diese Méglichkeit ist
daher zu einer langfristigen Steuerung der Windenergienutzung nur bedingt geeignet.
Sie hat zudem den Nachteil, dass die Schutzwirkung des Landschaftsschutzgebiets fur
den betreffenden Bereich generell entfallt.

Der Verordnungsgeber hat die Moglichkeit, die Errichtung von WEA im Landschafts-
schutzgebiet (LSG) Uber die Einflhrung eines Zonierungskonzepts gemaf § 22 Abs. 1
Satz 3 BNatSchG gezielt und beschrankt auf solche Vorhaben zu steuern. Im Rahmen
des Zonierungskonzepts kdnnen so unproblematische Standorte im Schutzgebiet fur
die Windkraftnutzung freigegeben und Standorte mit Konfliktpotenzial einer Erlaubnis-
pflicht mit Einzelfallprifung unterworfen werden. Die Einfihrung eines Zonierungskon-
zepts bedarf der Verordnungsanderung.

Den zusténdigen Verordnungsgebern (Landkreise, kreisfreie Stadte, Bezirke) wird
empfohlen, von dieser Mdglichkeit Gebrauch zu machen, da mit einem Zonierungskon-
zept die Windenergienutzung auch in diesen Schutzgebieten erméglicht werden kann,

ohne dass die betreffenden Flachen insgesamt die Schutzwirkung des LSG verlieren.
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Der Verordnungsgeber hat damit ein gutes Steuerungsinstrument, um Windenergie-

nutzung und Naturschutzbelange in Einklang zu bringen.

9.3 Eingriffsregelung

9.3.1 Baubedingte Beeintrachtigungen
Baubedingte Beeintrachtigungen sind regelmafig voriibergehend wirksam. Sie sind
durch angemessene Auflagen zur Vermeidung so gering wie mdglich zu halten (8 15
Abs. 1 BNatSchG). Im Regelfall sollen baubedingte Beeintrachtigungen dadurch unter
der Erheblichkeitsschwelle des § 14 Abs. 1 BNatSchG gehalten werden.

9.3.2 Naturhaushalt
Soweit durch die zu errichtende Anlage keine 6kologisch wertvollen Flachen erheblich
beeintrachtigt werden, stellt die Flacheninanspruchnahme durch die Uberbauung durch
die WEA (Mastful®) regelmafig keine erhebliche Beeintrachtigung des Naturhaushalts
im Sinn des 8§ 14 Abs. 1 BNatSchG dar. Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen nach § 15
BNatSchG entfallen dann insoweit. Die Kompensation fur ErschlieBungsmalRnahmen
wie Netzanbindung oder Wegebau bleiben unberthrt und richtet sich nach den Best-
immungen der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV).

Zu den 6kologisch wertvollen Flachen zahlen insbesondere:

Flachen mit Biotoptypen im Sinn der Kartieranleitung der Biotopkartierung Bay-

ern,

e Standorte und Habitate der nach der FFH-Richtlinie und der Bundesarten-

schutzverordnung geschiitzten Arten,
e Lebensraumtypen gemald FFH-Richtlinie,

¢ land- oder forstwirtschaftlich extensiv genutzte Flachen mit sehr hohem Bio-
topwert.

9.3.3 Landschaftsbild
Wird ein Eingriff zugelassen, obwohl die Beeintrdchtigungen nicht zu vermeiden oder
nicht zu kompensieren sind, hat der Verursacher Ersatz in Geld zu leisten (§ 15 Abs. 6
Satz 1 BNatSchG). Dies gilt nicht fr Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplanen nach
§ 30 BauGB und wahrend der Planaufstellung nach § 33 BauGB, da § 15 Abs. 6
BNatSchG nach 8§ 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG hier nicht anzuwenden ist und das Bau-
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recht Uber keine entsprechende Rechtsgrundlage verfugt. Soweit aufgrund der Bauleit-
planung Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, ist Uber die Vermeidung,
den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden (8 18
Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 1a Abs. 3 BauGB).

Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes konnen aufgrund der Hohe der Anlagen re-
gelmafig nicht durch Ausgleichs- oder ErsatzmalRhahmen kompensiert werden. Wird
die Anlage zugelassen, ist fur diese Beeintrachtigungen in aller Regel Ersatz in Geld zu
leisten. Mangels feststellbarer Kosten fur Ausgleichs- oder Ersatzmalinahmen be-
stimmt sich die Ersatzzahlung insbesondere nach Dauer und Schwere des Eingriffs

(8 15 Abs. 6 Satz 3 BNatSchG). Die Ersatzzahlungen sind im Bereich der raumlich be-
troffenen unteren Naturschutzbehdrde nach deren naherer Bestimmung fir Maf3nah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu verwenden (Art. 7 Satz 1 Bay-
NatSchG). Die Zahlung ist vor Durchfuihrung des Eingriffs zu leisten (8 15 Abs. 6

Satz 5 BNatSchG). Es kann jedoch ein anderer Zeitpunkt fiir die Zahlung festgelegt
werden; in diesem Fall soll eine Sicherheitsleistung verlangt werden (§ 15 Abs. 6

Satz 6 BNatSchG). Eine Staffelung der Ersatzzahlung bietet sich insbesondere bei
Burger-WEA an.

Die Hohe der Ersatzzahlung fir WEA wird in Abhangigkeit von der Bedeutung des
Landschaftsbildes (Wertstufen) und der Gesamthdhe der Anlage (Gesamthdhe der An-
lage = Nabenhothe zuziglich Radius des Rotors; Nabenhdhe = Hohe der Achse, um
die sich die Flugel des Rotors drehen) festgesetzt. Die Ermittlung der Wertstufen er-
folgt in einem Umkreis des FlUnfzehnfachen der Anlagenhdéhe um die Anlage. Insofern
kénnen auch Ausschlussgebiete nach Nr. 9.2.1.1 und 9.2.1.2 betroffen sein. Sind meh-
rere Wertstufen betroffen, ist eine anteilige Berechnung durchzufiihren. Fur die Be-

rechnung der Ersatzzahlung ist folgende Matrix maRgebend:
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Ersatzzahlung bei
Einzelanlagen

Ersatzzahlung bei
Windfarmen
(3-7 Anlagen)

Ersatzzahlung bei
Windfarmen
(ab 8 Anlagen)

Wertstu- Auspragung der Landschaftsbildeinheit Kosten pro laufenden Kosten pro laufenden Kosten pro laufenden
fe Land- Meter Gesamtanla- Meter Gesamtanla- Meter Gesamtanla-
sch%fts- genhdéhe pro Anlage genhohe pro Anlage genhdhe pro Anlage
Bild
Wertstu- Landschaften mit geringer Bedeutung fur das Landschafts-
fel bild und die naturbezogene Erholung; intensive, gro3flachi-
ge Landnutzung dominiert; naturraumtypische Eigenart
Weltgehend' Uberformt u.nd ;ers'tort, Vorbelastungen in 180 € 135 € 90 €
Form von visuellen Beeintrachtigungen bezogen auf das
Landschaftsbild durch stérende technische und bauliche
Strukturen, Larm etc. deutlich gegeben (z. B. durch Ver-
kehrsanlagen, Deponien, Abbauflachen, Industriegebiete);
Wertstu- Landschaften mit mittlerer Bedeutung fiir das Landschafts-
fe 2 bild und die naturbezogene Erholung; naturraumtypische
und kulturhistorische Landschaftselemente sowie land- 360 € 315 € 270 €
schaftstypische Vielfalt vermindert und stellenweise Uber-
formt, aber noch erkennbar; Vorbelastungen zu erkennen;
Wertstu- Landschaften mit hoher Bedeutung fiir das Landschaftsbild
fe 3 und die naturbezogene Erholung; naturrdumliche Eigenart
und kulturhistorische Landschaftselemente im Wesentli-
chen noch gut zu erkennen; beeintrachtigende Vorbelas-
tungen gering; hierunter fallen u. a. weniger sensible Berei- 600 € 555 € 510 €
che von Landschaftsschutzgebieten bzw. von Schutzzonen
von Naturparken, Alpengebiet im Sinn der Verordnung tber
das Landesentwicklungsprogramm Bayern (Zonen A und
B).
Wertstu- Landschaften mit sehr hoher Bedeutung fir das Land-
fe 4 schaftsbild und die naturbezogene Erholung; Natur weitge-
hend frei von visuell stérenden Objekten; extensive kleintei- 1200 € 1155 € 1110 €

lige Nutzung dominiert; hoher Anteil naturraumtypischer
Landschaftselemente; hoher Anteil natlrlicher land-
schaftspragender Oberflachenformen; hoher Anteil kultur-

’ Die Ermittlung der Wertstufen erfolgt in einem Umkreis des Funfzehnfachen der Gesamthdhe der Anlage (Gesamthdhe der Anlage = Nabenhdhe inklusive Rotorblat-
ter)zuzuglich Radius des Rotors; Nabenhthe = Hohe der Achse, um die sich die Fligel des Rotors drehen).
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historischer bedeutsamer Landschaftselemente bzw. histo-
rischer Landnutzungsformen;

hierunter fallen u. a. auch folgende Gebiete:
Nationalparke, Kernzonen der Biospharenreservate, be-
sonders sensible Bereiche von Landschaftsschutzgebieten
bzw. von Schutzzonen von Naturparken, Alpengebiet im
Sinn der Verordnung iber das Landesentwicklungspro-
gramm Bayern (Zone C);
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Bei der Errichtung von Windfarmen werden bereits bestehende Anlagen nicht beriick-
sichtigt.

Beim Repowering sind folgende Grundséatze mal3gebend:

e Technisches Repowering und eine Erhéhung der bisherigen Anlage um maxi-
mal 10 % (Anlagenhdhe = Nabenhdhe inklusive Rotorblatter) I6sen keine zu-
satzliche Landschaftsbildbeeintrachtigung und damit auch keine Kompensati-

onspflicht aus.

o  Betragt die Hohenabweichung im Vergleich zur Altanlage mehr als 10 % liegt in
der Regel eine zusatzliche Landschaftsbildbeeintrachtigung vor, fir die eine
Ersatzzahlung nach o. g. Matrix festzulegen ist. Dabei wird nur die Erh6hung

der Anlage zugrunde gelegt.
Wird die WEA in einem im Regionalplan ausgewiesenen Vorranggebiet fiir WEA errich-
tet oder im Zuge eines Repowering erneuert, reduziert sich die abschlieend errechne-

te Ersatzzahlung um 50 %.

9.4 Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP)

Im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) ist zu klaren, ob und in
welchem Umfang die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erflillt sind, wobei
bei zulassigen Eingriffen die Ausnahmen des § 44 Abs. 5 BNatSchG zu beachten sind.
Diese Prufung ist grundsatzlich fur europarechtlich geschiitzte Arten nach Anhang IV
der FFH-Richtlinie sowie fur alle wildlebenden Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-
Richtlinie durchzufihren. Mit Erlass einer neuen Bundesartenschutzverordnung wer-
den kiinftig noch sog. Verantwortungsarten hinzukommen (8 54 Abs. 1 Nr. 2
BNatSchG). Das LfU hat eine saP-Arbeitshilfe erarbeitet, die die saP, und dabei insbe-
sondere die Abschichtung der saP-relevanten Arten, fur die bearbeitenden Planungs-
buros und Naturschutzbehorden erleichtern soll
(http://www.Ifu.bayern.de/natur/sap/index.htm). GemalR UM-S vom 29. April 2011, Az.:
629-U8640.0-2008/16-32, sind die in der saP-Arbeitshilfe enthaltenen Hinweise zur
Durchfuihrung der saP fir die Naturschutzbehdrden verbindlich.

Nach der Rechtsprechung darf zudem bei den artenschutzfachlichen Untersuchungen
und Einschatzungen aus Grinden der Gleichbehandlung (Art. 3 Abs. 1 GG) und der
Rechtssicherheit (Art. 20 Abs. 3 GG) von durch die obersten Landesbehérden zur Ver-
flgung gestellten zusatzlichen fachlichen Konkretisierungen wie den vorliegenden

Hinweisen nicht ohne fachlichen Grund und ohne gleichwertigen Ersatz abgewichen


http://jportal.bybn.de/jportal/portal/t/9nu/page/fpbayernrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000010949BJNE001901307&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://jportal.bybn.de/jportal/portal/t/9nu/page/fpbayernrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000010949BJNE003800314&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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werden (BayVGH, Urt. vom 18. Juni 2014, Az.: 22 B 13.1358, Juris Rn. 44 f.; Beschl.
vom 6. Oktober2014, Az.: 22 B 14.1079, Juris Rdnr. 25).

Relevant ist bei WEA im Wesentlichen die Prifung méglicher Versté3e gegen das To-
tungs-/Verletzungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG aufgrund der Kollision mit
den Rotoren. Nach der Rechtsprechung muss das Verletzungs-/Totungsrisiko durch
das Vorhaben im Vergleich zum allgemeinen Risiko signifikant erhoht sein. Gegen das
Totungsverbot wird dann nicht verstoR3en, wenn das Vorhaben nach naturschutzfachli-
cher Einschétzung unter Beruicksichtigung von Vermeidungsmafnahmen kein signifi-
kant erhdhtes Risiko kollisionsbedingter Verluste von Einzelexemplaren verursacht,
mithin unter der Gefahrenschwelle in einem Risikobereich bleibt, der im Naturraum
immer gegeben ist, vergleichbar dem ebenfalls stets gegebenen Risiko, dass einzelne
Exemplare einer Art im Rahmen des allgemeinen Naturgeschehens Opfer einer ande-
ren Art werden (vgl. grundlegend etwa BVerwG, Urt. vom 9. Juli 2008, Az.: 9 A 14.07,
Juris Rn. 91; zum immissionsschutzrechtlichen Verfahren vgl. BVerwG, Urt. vom 27.
Juni 2013, Az.: 4 C 1/12, Juris Rn. 11; BayVGH, Urt. vom 18.Juni 2014, Az.: 22 B
13.1358, Juris Rn. 43; OVG Thiringen, Urt. vom 14. Oktober 2009, Az.: 1 KO 372/06,
Juris Rn. 35).

Hierzu missen hinreichend konkrete fall- bzw. ortsspezifische Anhaltspunkte vorliegen.
Ein gelegentlicher Aufenthalt im Gefahrenbereich und damit die zufallige Tétung ein-
zelner Individuen reichen nicht aus. Vielmehr sind z. B. regelméaRige Aufenthalte nach-
zuweisen, die die Tétungswahrscheinlichkeit signifikant erh6hen. Ob ein signifikant er-
hohtes Risiko vorliegt, ist jeweils im Einzelfall in Bezug auf die Lage der WEA, die je-
weiligen Artvorkommen und die Biologie der Arten (Schlagrisiko) zu klaren. Hinweise
auf die Schlagsensibilitéat von Vogel- bzw. Fledermausarten geben insbesondere die
Statistiken des Landesumweltamtes Brandenburg
(http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb2.c.451792.de).

Das Storungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kann grundsétzlich durch
Scheuchwirkung einer WEA ausgeltst werden. Rechtlich relevant ist allerdings nur ei-
ne erhebliche Stérung, durch die sich der Erhaltungszustand der lokalen Population ei-
ner Art verschlechtert.

Kollisionen und Scheuchwirkungen sind nur bei Vogel- und Fledermausarten bekannt.
Nur diese Auswirkungen werden im Folgenden behandelt. Der Umgang mit der mogli-
chen Beeintrachtigung geschutzter Arten infolge der Baumafnahmen richtet sich nach
der o. g. saP-Arbeitshilfe des LfU. Die Liste der im Folgenden behandelten Fleder-
maus- und Vogelarten wird regelmafig tberprift und ggf. entsprechend den neuesten

wissenschaftlichen Erkenntnissen angepasst.
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9.4.1 Umgang mit Vogelarten — Abschichtung und Untersuchungsumfang

Die Abschichtung der saP-relevanten Vogelarten erfolgt in folgenden Schritten:

e Welche Vogelarten kdnnen grundsatzlich von der WEA betroffen sein (Rele-
vanzprifung)?
Die fur WEA relevanten Vogelarten sind in Anlage 2 Spalte 1 als kollisionsge-
fahrdete Vogelarten aufgefihrt. In Anlage 3 Spalte 1 sind besonders stéremp-
findliche Arten genannt. Weitere, in der aktuellen Liste der Landerarbeitsge-
meinschaft der Vogelschutzwarten (LAG-VSW) genannte Arten wie z. B.
Schreiadler, Kornweihe, Goldregenpfeifer, Sumpfohreule briten in Bayern nur
in Einzelpaaren, unregelmafig oder kommen nur als Zugvogel vor. Sollten die-
se Arten doch betroffen sein, wird, wie nachfolgend beschrieben, analog vor-

gegangen.

¢ Kommen diese Arten am geplanten Standort vor (Bestandserfassung am Ein-
griffsort)?
Der Untersuchungsumfang bei Vogelarten richtet sich danach, ob Verbotstat-
bestédnde, inshesondere das Totungsverbot erflllt werden kénnen. Es ist zu
prifen, ob die relevanten Arten im Gebiet aktuell vorkommen. Grundlage sind
die vorhandenen Verbreitungsdaten (saP-Arbeitshilfe des LfU im Internet). Viel-
fach reichen auch Potenzialabschatzungen sowie worst-case-Annahmen aus.
Untersuchungen ,ins Blaue hinein“ sind nicht veranlasst (vgl. BVerwG, Urt. vom
9. Juli 2008, Az.: 9 A 14.07, Rn. 54). Ergénzende Hinweise auf Vorkommen
dieser Arten im Verfahren, z. B. durch fachkundige Dritte, sind nur beachtlich,

wenn sie hinreichend substantiiert sind.

Nur wenn begriindete Anhaltspunkte fir das Vorkommen schlag- oder st6-
rungssensibler Arten (entsprechend Anlagen 2 und 3, jeweils Spalte 1) vorlie-
gen, sind weitergehende Kartierungen vor Ort erforderlich. Die Untersuchungen
sollten die avifaunistisch bedeutsamen Abschnitte des Jahres umfassen (Balz,
Brut, Nahrungssuche, Rast- und Zugverhalten) und die Funktion des Standor-
tes innerhalb der Vorkommen der relevanten Vogelarten ermitteln (z. B. Brut-,
Nahrungsgebiet, Korridor, Schlaf-/Sammelplatz). Sie sind mit dem Ziel durchzu-
fuhren, die Aufenthaltswahrscheinlichkeit im Bereich der Anlage abschatzen zu

kénnen.

o  Prifung der Verbotstatbestande:
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Kollisionsgeféahrdete Arten

Die in Anlage 2 Spalte 2 angegebenen Abstande beschreiben die von der
LAG-VSW empfohlenen Abstande von WEA zu Brutplatzen bzw. zu Ko-
lonien von Arten, deren Hauptverbreitungsgebiete auch in Bayern liegen.
In Anlage 2 Spalte 3 werden Abstande angegeben, in denen zu priifen
ist, ob regelmafiiig aufgesuchte Nahrungshabitate o. &. der betreffenden
Art vorhanden sind.

Fur den Fall, dass die in Anlage 2, Spalten 2 und 3 genannten Abstéande
fur die jeweilige Art Giberschritten werden, ist davon auszugehen, dass
kein signifikant erhdhtes Totungs-/Verletzungsrisiko besteht.

Fir den Fall, dass diese Abstande unterschritten werden, ist eine ndhere
Betrachtung erforderlich: Allein aus der Unterschreitung des Abstandes
zu einer geplanten WEA kann kein signifikant erhdhtes Totungsrisiko
hergeleitet werden (vgl. BayVGH, Beschl. vom 6.0Oktober 2014, Az.: 22 B
14.1079, Juris Rdnr. 30; Urt. vom 18. Juni 2014, Az.. 22 B 13.1358, Juris
Rn. 50; VG Minden, Urt. vom 10. Marz 2010, Az.: 11 K 53/09). Es muss
daher jeweils orts- und vorhabensspezifisch entschieden werden, ob das
Totungsrisiko im Prifbereich signifikant erhéht ist. Dazu muss plausibel
dargelegt werden, ob es in diesem Bereich der geplanten Anlage zu ho-
heren Aufenthaltswahrscheinlichkeiten kommt oder der Nahbereich der
Anlage, z. B. bei Nahrungsfligen, signifikant haufiger Uberflogen wird.
Ergibt die Untersuchung der Aufenthaltswahrscheinlichkeiten beziiglich
der Individuen der genannten Arten in dem in Anlage 2 Spalte 2 angege-
benen Prifbereich nicht, dass die WEA gemieden oder selten tberflogen
wird, ist in diesem Bereich regelmafig von einem erhdhten Toétungsrisiko
auszugehen.

Eine grof3rAumige und diffuse Verteilung von Nahrungshabitaten aul3er-
halb der in Anlage 2, Spalte 2 genannten Abstande fihrt in der Regel
nicht zu erhéhten Aufenthaltswahrscheinlichkeiten im Nahbereich einer
Anlage. Vielmehr missen Nahrungshabitate eine raumlich gut abgrenz-
bare kleinere Teilmenge innerhalb der Priufkulisse nach Anlage 2, Spal-
te 3 darstellen, die regelmafig tiber die Anlage angeflogen werden (vgl.
auch BayVGH, Urt. vom 18. Juni 2014, Az. 22 B 13.1358, Juris Rn. 50).

Methodenhinweise zur Untersuchung sind in Anlage 6 aufgefuhrt.

Besonders stérungsempfindliche Arten
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Bei den in Anlage 3 Spalte 1 genannten seltenen und stérungsempfindli-
chen Vogelarten kénnen WEA zu einer Scheuchwirkung fihren, sodass
das Stdrungsverbot (8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) zum Tragen kommen
kann. AulRerhalb der in Anlage 3 Spalten 2 und 3 genannten Abstéande
liegt regelmafiig keine erhebliche Beeintrachtigung der lokalen Population

einer Art vor.

Beispiel fur Prufbereiche

Der Abstand WEA — Brutplatz bzw. WEA — Revierzentrum / Brutvorkom-
men (wenn der Brutplatz zwar ortlich nachgewiesen, aber nicht punktge-

nau bestimmbar ist) liegt innerhalb des Priifbereichs von 1.000 m.

In diesem Bereich ist aufgrund der vielfaltigen Aktionen um den Brutplatz
(Balz, Nestbau, Territorialverhalten) zu prifen, ob durch die geplante
WEA Verbotstatbestéande erfullt werden.

Windenergieanlage

Brutvorkommen

Prifbereich fir Brutvorkommen

Prifbereich flr regelmaRig
aufgesuchte Nahrungshabitate
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Der Abstand WEA — regelmé&Rig aufgesuchte Bereiche wie z. B. Nah-
rungshabitate liegt innerhalb des Prifbereichs von 4.000 m, der Abstand
WEA — Brutvorkommen/Neststandort betragt tiber 1.000 m.

Bei einigen Vogelarten muss eine getrennte Betrachtung von Brut- und
Nahrungshabitaten oder sonstiger Orte, die von den Vdgeln regelméliig
aufgesucht werden, erfolgen. Da aber beide Habitate in Bezug zueinan-
der stehen, kann durch eine WEA im Flugkorridor das Totungsrisiko er-

hoht sein und die Funktion dieser Habitate fur die Art verloren gehen.

A: B:

WEA wird regelmaRig Uiberflogen. WEA wird nicht Gberflogen.

Signifikantes Tétungsrisiko liegt vor. Signifikantes Tétungsrisiko liegt nicht vor.
Brutvorkommen

==

Flugkorridor

Nahrungshabitate

9.4.2 Umgang mit Fledermausarten — Abschichtung und Untersuchungsumfang
Die Abschichtung der Fledermausarten erfolgt in folgenden Schritten:

o Welche Fledermausarten kénnen grundsatzlich von der WEA betroffen sein

(Relevanzprifung)?



49

In Anbetracht der Gré3e moderner Anlagen im Binnenland kénnen nur etwa 1/3
der Fledermausarten von Kollisionen so betroffen sein, dass sie in einer saP
vertieft behandelt werden miissen. Dies sind die in Anlage 4 aufgefiihrten Ar-
ten. Alle anderen Arten fliegen kaum in solchen Hohen, dass sie in den Gefah-

renbereich der Rotoren geraten.

Kommen diese Arten am geplanten Standort vor (Bestandserfassung am Ein-

griffsort)?

Es ist zu prifen, ob die Arten im Gebiet aktuell vorkommen. Anhand der saP-
Arbeitshilfe des LfU ist eine geografische Datenbankabfrage mdglich, die durch
eine lebensraumbezogene Analyse weiter eingegrenzt werden kann. Ergéan-
zende Hinweise auf Vorkommen dieser Arten im Verfahren, z. B. durch fach-
kundige Dritte, sind nur beachtlich, wenn sie hinreichend substantiiert sind.
Erhohte Fledermausaktivitéaten in Rotorhdéhe im Jahresverlauf lassen sich nur
mit Hilfe des Gondelmonitorings erfassen (siehe Anlage 5). Untersuchungen
mit Hilfe akustischer Erfassungsmethoden (Fledermausdetektor, Batcorder) am
Boden allein genligen nicht. Sie sind zum Beispiel dann aussagekraftig, wenn
die Aktivitat einer Fledermauskolonie im Nahbereich zur Anlage festgestellt
werden soll. Sie kénnen darlber hinaus wertvolle Hinweise tber das zu erwar-

tende Artenspektrum geben.

Prifung der Verbotstatbestande:

- In Gebieten ohne konkrete Anhaltspunkte auf Vorkommen von Fleder-
mausen sind Untersuchungen ,ins Blaue hinein“ nicht veranlasst (vgl.
BVerwG, Urt. vom 9. Juli 2008, Az.: 9 A 14.07, Rn. 54). In diesen Féllen
kann allenfalls das Zugverhalten von Flederm&usen betroffen sein. Uber
das Zugverhalten von Flederm&usen gibt es derzeit jedoch keine gesi-
cherten wissenschatftlichen Erkenntnisse. Wissenschaftliche Unsicherhei-
ten verpflichten den Vorhabentrager nicht, Forschungsauftréage zu verge-
ben oder Untersuchungen anzustellen, deren Aufwand und wissenschaft-
licher Anspruch letztlich auf solche hinauslaufen (BVerwG, a. a. O.,

Rn. 66).

Monitoringauflagen sind in diesen Fallen nicht veranlasst, da diese Ei-

geniberwachungsmalnahmen des Vorhabentrdgers zur Gewinnung von
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Erkenntnissen dariiber darstellen wiirden, welche Auswirkungen der Be-
trieb der WEA auf die Natur, namentlich von Fledermé&usen hat. Fir die
Anordnung solcher Eigentiberwachungsmalinahmen bedarf es aber
grundsétzlich einer konkreten gesetzlichen Erméachtigung, die nicht be-
steht (vgl. VG Halle, Urt. vom 23. November 2010, Az.: 4 A 34/10).

In Bereichen wie z. B. in Flussauen, Wald- und Gewdasserlandschaften,
Feldgehdlzen, ausgepragten Heckenlandschaften, in denen allgemeine
Erkenntnisse zu artspezifischen Verhaltensweisen, Habitatanspriichen
und dafir erforderlichen Vegetationsstrukturen plausible Riickschliisse
auf das Vorhandensein dieser Arten zulassen, ist es nicht zu beanstan-
den, wenn die zustandige Behdrde, gestitzt auf naturschutzfachlichen
Sachverstand, daraus Schlussfolgerungen auf das Vorkommen und den
Verbreitungsgrad bestimmter Arten zieht. Diese bedirfen der plausiblen,
naturschutzfachlich begriindeten Darlegung (vgl. BVerwG, Urt. vom

9. Juli 2008, Az.: 9 A 14.07, Rn. 63).

In diesen Bereichen ist der Vorhabentrager grundsatzlich gehalten, dazu
gezielte Daten zu erheben, auf deren Grundlage die Behoérde beurteilen
kann, ob durch die geplante WEA ein signifikant erhéhtes Tétungsrisiko
verwirklicht wird. Diese Untersuchungen sind auf Gondelhdhe durchzu-

fuhren.

Von einer entsprechenden Erhebung kann abgesehen werden, wenn
durch ein begleitendes Gondelmonitoring die Fledermausaktivitaten und
das damit gegebenenfalls verbundene erhdhte Totungsrisiko beobachtet
wird. Fur den Fall, dass bestimmte Aktivitatsdichten Uberschritten werden,
die ein signifikant erhéhtes Totungsrisiko begrinden, kann dieses im Ein-
vernehmen mit dem Antragsteller (8 12 Abs. 2a BImSchG) mittels eines
Abschaltalgorithmus, der als Auflagenvorbehalt in den Zulassungsbe-
scheid aufgenommen wird, unter die Erheblichkeitsschwelle abgesenkt

werden.

Innerhalb eines Umkreises von 1 km um bekannte Wochenstu-
ben/Mannchenkolonien sowie von bekannten Zwischen-, Winter- und
Schwéarmquartieren mit bedeutenden Vorkommen der in Anlage 4 ge-

nannten Arten sind vertiefte Untersuchungen erforderlich, die Erhebun-
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gen vom Boden aus beinhalten und zuverlassige Einschatzungen tber
die Raumnutzung am Standort ermdglichen. In diesem Umkreis wird es
aufgrund der rAumlichen Nahe zwischen Anlage und Quartier in der Re-
gel zu héheren Aufenthaltswahrscheinlichkeiten im Bereich der Rotoren
kommen. Die Verwirklichung des Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG kann durch einen Abschaltalgorithmus mittels Auflage im

Zulassungsbescheid vermieden werden.

9.4.3 Madogliche Vermeidungs- und Minimierungsmaf3nahmen

Nach der Rechtsprechung gehort zu den Umsténden, die fur die Feststellung eines

signifikant erhdhten T6tungsrisikos eine Rolle spielen, auch die Wirksamkeit vorgese-
hener SchutzmalRnahmen (BVerwG, Urt. vom 14. Juli 2011, Az.: 9 A 12/10, Juris Rdnr.

99). Mithilfe geeigneter Malinahmen kann in manchen Fallen das Erreichen des arten-

schutzrechtlichen Verbotstatbestands abgewendet werden. Das kénnen herkdbmmliche

Vermeidungs- und MinimierungsmaRnahmen, wie z. B. Anderungen bei der Projektge-

staltung, Bauzeitenbeschrankung und andere Mal3hahmen sein.

Fir den Fall, dass mit einem Eintreten der Verbotstatbestande zu rechnen ist, ist die

Durchfuihrung der folgenden MalBhahmen ratsam, um die Beeintrachtigung von ge-

schutzten Tierarten zu minimieren:

Vermeidung von Fallungen und Beeintrachtigungen von Brut- und Quartier-
baumen sowie der Zerstérung von Habitaten geschutzter Arten im Rahmen der
Standortwahl; die landschaftspflegerisch gestaltete Mastfu3-Umgebung sollte
so klein wie mdglich sein, dabei Vermeidung der Entwicklung von Strukturen in
unmittelbarer Umgebung des Mastful3es, die Greifvogel und Fledermause an-
ziehen kénnen (wie z. B. Teiche, Baumreihen, Hecken,); jedoch sind Mal3nah-
men fur Arten ohne Konfliktpotential mdglich.

Mahd (bzw. Umbruch) der Mastful3brache nur im ausgehenden Winter, mog-
lichst mehrjahriger Pflegerhythmus.

Sofern maoglich:
Die Ernte oder Mahd im Windpark/um die Anlagen sollte nicht vor Ende Juli,

nicht friher als in der Umgebung und zeitgleich erfolgen,

insbesondere bei Rotmilanvorkommen Abschaltung fir mindestens zwei Tage

wahrend des Tages bei gro3flachiger Ernte oder Mahd um die Anlagen,

Anlage von geeigneten, kleinparzelligen Nahrungshabitaten mit ausreichend

haufigen Pflegemal3nahmen im Umgebungsbereich der Brutstandorte,
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unterirdische Ableitung des Stroms, um Ansitzwarten und Kollisionen mit Elek-

troleitungen zu vermeiden,

Vergitterung (Maschenweite max. 1 cm) der Gondel6ffnungen (alternativ An-
bringen von Birsten), um einem Einfliegen von Fledermausen und maglichen

Quetschungen der Tiere vorzubeugen,

keine Verwendung von Gittermasten (Ansitzwarten),

Anordnung der WEA in Windparks mdglichst in Richtung der Hauptzugrichtung
der Vogel (NO > SW), um Barrierewirkungen auf ziehende Vdgel méglichst ge-

ring zu halten,

an Standorten im Offen- und Halboffenland sollte — sofern mdglich — eine dunk-
lere (z. B. griinliche oder braunliche) Einfarbung der untersten 15 bis 20 Meter
eines Mastes erfolgen, um Kollisionen von Vdgeln durch Anflige an den Mas-

ten der WEA zu vermeiden.

9.4.4 Ausnahmeprifung

Die Errichtung von WEA liegt im 6ffentlichen Interesse gemald § 45 Abs. 7 Satz 1
Nr. 5 BNatSchG, da dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbe-
sondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien besondere Bedeu-
tung zukommt (8 1 Abs. 3 Nr. 4, 2. Alt. BNatSchG).

Ein ,zwingendes" Interesse im Sinn der Ausnahmeregelung ist jedoch nur gege-
ben, wenn nachgewiesen wird, dass die Anlage an diesem Standort auch einen
hinreichenden Stromertrag (mindestens aber 60% des Referenzertrages nach
Anlage 3 zum EEG 2012) erzielen kann.

Das offentliche Interesse an der Errichtung einer WEA Uberwiegt die Belange
des Artenschutzes, wenn die zu erwartenden Verluste auch langfristig keinen re-
levanten Einfluss auf den Erhaltungszustand der Populationen der betroffenen
Art haben und keine zumutbare Alternative (z. B. verfligbarer glinstigerer Stand-
ort) gegeben ist (8 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG).

Bei weit verbreiteten Vogelarten kann dies angenommen werden, wenn sich der
Standort der WEA aul3erhalb der Gebiete mit besonderer Bedeutung fir den Vo-
gelschutz gemal’ Anlage 1 befindet. AuRerhalb dieser Gebiete sind auch bei ei-

nem signifikant erhéhten Totungsrisiko in der Regel keine populationsrelevanten
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Auswirkungen fur diese Vogelarten zu befirchten. Dies gilt nicht fir den Zeit-

raum einer bestehenden Brut wéhrend der Bauphase der Anlage.

Die Anlage 1 wird vom LfU hinsichtlich des notwendigen Umfangs zur Sicherung
der Erhaltungsziele der betroffenen Arten geprift und soweit notwendig fortge-
schrieben.

Im Ubrigen wird auf die einschlagigen Ausfilhrungen der saP-Arbeitshilfe des LfU
verwiesen (Nr. I1.3).
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10 Waldrecht

10.1

10.2

Grundsatz

Walder leisten durch die Bindung von Kohlendioxid und die Bereitstellung des umwelt-
freundlichen Rohstoffs Holz wichtige Beitrage zum Klimaschutz und zur Versorgung mit
erneuerbaren Energien. Neben dem Offenland gibt es auch im Wald geeignete Stand-
orte fur Windkraftwerke. WEA im Wald kdnnen einen wertvollen Beitrag leisten fir den
Ausbau der Windenergienutzung im Binnenland.

Eine besondere Rolle kommt dabei den Bayerischen Staatsforsten ebenso wie den vie-
len privaten und kommunalen Waldbesitzern zu. Diese verfigen tber zahlreiche fir die
Windenergienutzung geeignete Standorte. Eine Voraussetzung fiur die erfolgreiche
Umsetzung von Windenergieprojekten im Staatswald ist die Unterstiitzung der Kom-
mune und der Ortlichen Bevdlkerung.

Soweit es sich bei dem Standort um ein gemeindefreies Gebiet handelt, ist die seit 21.
November 2014 geltende neue bauplanungsrechtliche Situation in Nr. 5 beschrieben.
In den Planungs- und Abwagungsprozessen fir die Regional- und die Flachennut-
zungsplanung soll — z. B. durch Straf3en, Industrie oder Leitungstrassen — vorbelaste-
ten Standorten moglichst der Vorzug vor bislang unbelasteten Gebieten gegeben wer-
den. Besonders glnstig zu bewerten sind auch Standorte mit weitgehend vorhandener
ErschlieBung, die keinen besonderen Schutzstatus und keine herausragenden Wald-
funktionen aufweisen.

WEA im Wald sind in der Regel mit einer Rodung verbunden. Sie sind daher einerseits
im Hinblick auf das waldgesetzliche Ziel der Walderhaltung und Waldmehrung zu beur-
teilen. Andererseits hat der Waldbesitzer aber auch einen grundséatzlichen Rechtsan-
spruch auf Erteilung einer Rodungserlaubnis. Sofern Versagungsgriinde vorliegen, pri-
fen die Forstbehdrden, ob diese durch die Festsetzung von Auflagen tberwunden wer-
den kénnen. Die Forstbehdrden nehmen ferner Stellung, wie sich das Projekt auf die
Funktionen und die Bewirtschaftung der umliegenden Walder auswirken wirde.

Waldrechtliche Relevanz von WEA

WEA im Wald sind in mehrfacher Hinsicht waldrechtlich relevant:

¢ Rodungsmafnahmen sind erforderlich fir
a) dauerhaft benotigte Standflachen und Kranstellflachen,
b) ggf. fir ausschlielich fiir die WEA erforderliche Zufahrten und Verbreiterun-
gen vorhandener Forstwege und

c) ggf. Stromleitungen



55

° Nutz-, Schutz-, Erholungs- und Lebensraumfunktionen der umliegenden Walder

kénnen beeintrachtigt werden.

o Die von den Rotoren Uberstrichene Flache kann bei entsprechend grof3er Ho-
hendifferenz zu den Baumkronen ohne Beschrankung des Hohenwachstums
weiterhin forstlich genutzt werden. Insoweit liegt fiir die Uberstrichenen Flachen

keine Rodung vor.

¢ In der Bauphase werden weitere Flachen temporar in Anspruch genommen. De-
ren Kahlhieb ist im Schutzwald erlaubnispflichtig (Art. 14 Abs. 3 BayWaldG, ggf.
ersetzt durch die immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 13 BImSchG,
vgl. Nr. 10.3). Nach Abschluss der Bauarbeiten besteht fur diese Flachen eine

Wiederaufforstungspflicht.

10.3 Rodungsverfahren

Die waldrechtliche Rodungserlaubnis fur Flachen gemaR Nr. 10.2 1. Spiegelstrich
Buchst. a wird durch die immissionsschutz- oder baurechtliche Genehmigung ersetzt
(Art. 9 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 8 BayWaldG). Hierzu ist das Einvernehmen mit
der unteren Forstbehdrde erforderlich (Art. 39 Abs. 2 Satz 2 BayWaldG). Soweit dabei
auch uber konkrete Ersatzaufforstungen entschieden wird, ist die waldrechtliche Erst-
aufforstungserlaubnis hierfir ebenfalls ersetzt. Die Forstbehdrden sollen deshalb in
den Antragsunterlagen (z. B. im Landschaftspflegerischen Begleitplan) entsprechende
MaRnahmen ebenfalls prifen und dazu Stellung nehmen.

Soweit Rodungsflachen gemaf3 Nr. 10.2 1. Spiegelstrich Buchst. b oder c anfallen, ist
dagegen ein gesondertes waldrechtliches Verfahren erforderlich. In diesem Fall ist auf
eine gute Abstimmung zwischen beiden Verfahren besonders zu achten.

Die Antragsberechtigung des Projektbetreibers wird als gegeben angenommen, wenn
der Waldbesitzer dem Projektantrag schriftlich zugestimmt hat (Art. 42 Abs. 3
BayWaldG).

Eine Umweltvertraglichkeitsabschatzung/-prifung ist nur erforderlich, wenn das Projekt
UVP-pflichtig ist nach Nr. 1.6 oder Nr. 17 der Anlage 1 zum UVPG.

Ob Regelungen in anderen Rechtsbereichen einer Rodungserlaubnis entgegenstehen
(Art. 9 Abs. 4 Nr. 2 BayWaldG), wird von den Forstbehérden nur im Hinblick auf Ro-
dungsflachen geman Nr. 10.2 1. Spiegelstrich Buchst. b oder ¢ gepriift. So sind z. B.
fur Belange des Naturschutzes oder des Landschaftsschutzes ausschlieflich die Unte-
ren Naturschutzbehdrden zusténdig. Auf Anforderung stellen die Forstbehérden ggf.

vorhandene waldokologische Informationen zur Verfligung.
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10.4 Materiell-rechtliche Zuldssigkeit der Rodung

Die Prufung der materiell-rechtlichen Zulassigkeit von Rodungen erfolgt nach den
Mal3gaben des Art. 9 BayWaldG. Nach Abs. 3 ist die Erlaubnis zu erteilen, sofern sich
aus den Absétzen 4 bis 7 nichts anderes ergibt.

Die Rodungserlaubnis ist zu versagen bei:

Naturwaldreservaten (Art. 12a BayWaldG),

e  Schutzwald (Art. 10 BayWaldG), sofern Nachteile fir die Schutzfunktionen zu
befurchten sind (vgl. auch Art. 9 Abs. 6 Nr. 1 BayWaldG),

e  Erholungswald (Art. 12 BayWaldG), wenn die Erholungsfunktion geschmalert
wird (vgl. auch Art. 9 Abs. 6 Nr. 2 BayWaldG),

¢ Bannwald (Art. 11 BayWaldG), wenn keine gleichwertige Ersatzaufforstung si-
chergestellt werden kann (vgl. auch Art. 9 Abs. 6 Satz 2 BayWaldG),

da zwingende Griinde des offentlichen Wohls (Art. 9 Abs. 7 BayWaldG) bei WEA im

Wald in aller Regel nicht gegeben sind.

In allen anderen Fallen ist das 6ffentliche Interesse an der Walderhaltung abzuwéagen
mit dem offentlichen Interesse am Ausbau der Windenergie aus Grinden der Ener-
giewende und des Klimaschutzes und den Belangen des Antragstellers (Art. 9 Abs. 5
und 6 BayWaldG); gegebenenfalls sind Auflagen zu prufen.

Dabei handelt es sich grundsatzlich um Einzelfallprufungen. Ziele aus Regional-, Fl&-
chennutzungs- und Waldfunktionspléanen sind zu bericksichtigen. Auch in Vorrang-
/Vorbehaltsgebieten oder Konzentrationszonen ist auf eine Minimierung des Eingriffs

hinzuwirken.

10.5 Sonstiges
Der Flachenbedarf einer WEA im Wald kann minimiert werden u. a. durch Standorte

unmittelbar an Forstwegen, Nutzung vorhandener Forstwege als Zufahrten und als
Kranaufbau- und ggf. Kranstellflache sowie Verlegung von Stromleitungen im Wege-
korper. Auch der Einsatz innovativer Turmtechnik und Transportlogistik kann hierzu
beitragen.

Eine nach dem BayWaldG erforderliche Ersatzaufforstung sollte nach Moglichkeit
gleichzeitig einen etwaigen nach Naturschutzrecht erforderlichen Ausgleich mit umfas-

sen.
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Zum Schutz der umliegenden Waldflachen, ihrer Bewirtschaftung und der Erholungs-

nutzung ist darauf hinzuwirken, Gefahren zu minimieren:

e In einem Brandschutzkonzept sollen Vorkehrungen zum Waldbrandschutz ge-
troffen werden (z. B. Ferniiberwachung, Alarmierungswege, Bekampfungs-

malinahmen).

. Ein Sicherheitsabstand zum Schutz vor umstiirzenden Baumen ist nicht erfor-
derlich.

Nach endgdltiger Stilllegung und Rickbau ist als Folgenutzung ,Forstwirtschaft” festzu-

legen.
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11 Denkmalschutz

Denkmalschutz und Umweltschutz sind 6ffentliche Belange und Aufgaben des Ge-
meinwohls mit Verfassungsrang. Keiner der Belange hat Vorrang vor dem anderen,
ebenso schlieRen sich beide Belange nicht gegenseitig aus. Sie sind sinnvoll in Ein-
klang zu bringen. Dabei ist zu beachten, dass Baudenkmaler ortsgebunden sind und
die denkmalgeschuitzte Funktion nur an diesem Standort erflillen kénnen; diese kann
unter Umstanden bei Errichtung einer Windkraftanlage in Sichtweite weitgehend verlo-
ren gehen. Dabei entféllt das Erfordernis einer gesonderten denkmalschutzrechtlichen
Erlaubnis (Art. 6, 7 DSchG), soweit die Errichtung einer WEA einer bauaufsichtlichen
oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bedarf (zu der Konzentrationswirkung

siehe unter Nr. 3).

WEA kénnen sich insbesondere auf die Umgebung bzw. auf groRrdumige Sichtbeziige
von Denkmalern (N&hebereich eines Denkmals) negativ auswirken. Dies gilt regelma-
Big bei Landmarken und den die (Kultur-)Landschaft pragenden Denkmalern. Hierzu
zahlen u. a. vorgeschichtliche Befestigungsanlagen, weitrdumige obertagig sichtbare
Grabhugelfelder, Burgstélle, mittelalterliche und neuzeitliche Anlagen von Ruinen, Bur-
gen, Schléssern, Kirchen oder Klosteranlagen und als Denkmalensemble ausgewiese-
ne Stadte und Doérfer; UNESCO Welterbestatten sind entsprechend Nr. 8.4.1 LEP
Bayern 2013 (2Z) einschliefZlich ihrer Umgebung in ihrem auBergewdhnlichen Wert zu
erhalten. Das Landesamt fiir Denkmalpflege hat zwischenzeitlich diese Denkmaler de-
finiert und gekennzeichnet, sie sind im Energieatlas einsehbar. Die Umgebung dieser
und anderer bedeutender landschaftswirksamer Denkmaler sollte regelmafig von WEA
freigehalten werden. Der Offentliche Belang ,Denkmalschutz* steht einem privilegierten
Vorhaben jedenfalls dann entgegen, wenn das Aul3enbereichsvorhaben die besondere
Wirkung eines Denkmals erheblich beeintréachtigen wiirde. Der Umfang des Umge-
bungsschutzes ist vom jeweiligen Einzelfall abh&ngig; insbesondere kann keine pau-
schale Abstandsregelung definiert werden.

Als Nahebereich eines Denkmals ist der Bereich zu sehen, auf den es ausstrahlt und
der es seinerseits pragt und beeinflusst. Geschuitzt sind danach auch und gerade die
Wirkung des Denkmals in seiner Umgebung und die Sichtbeziige zwischen Denkmal
und Umgebung. Neu hinzutretende Bauten in der Umgebung eines Denkmals missen
sich an dem Malf3stab messen lassen, den das Denkmal fiir seinen Nahebereich ver-
korpert. Grundsétzlich gilt, dass Vorhaben in der Umgebung eines Denkmals um so

eher seine Wirkung beeintrachtigen kénnen, je exponierter die Lage des Denkmals ist.
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Es ist zu gewéhrleisten, dass die jeweilige besondere Wirkung des Denkmals, die es
als Zeuge der Geschichte, der Kunst oder als bestimmendes stadtebauliches, wissen-
schaftliches oder volkskundliches Element auf den Beschauer austibt, nicht erheblich
beeintrachtigt wird. Dabei sind auch die das Erscheinungsbild des Denkmals bereits
beeinflussenden Vorbelastungen mit zu bertcksichtigen. Eine erhebliche Beeintrachti-
gung liegt beispielsweise dann vor, wenn das geplante Vorhaben so dimensioniert ist,
dass die Wirkung des in der ndheren Umgebung liegenden Denkmals verloren ginge
bzw. Ubertdnt, erdriickt oder verdrangt wiirde. Die Vorgaben der Art. 6 und 7 DSchG
haben im Rahmen des bau- oder immissionsschutzrechtlichen Verfahrens den glei-
chen Stellenwert und die gleiche Bedeutung wie bei einem gesonderten denkmalrecht-
lichen Verfahren.

Bei der genauen Standortbestimmung sind unabhangig von Fragen des Umgebungs-
schutzes priméar Standorte zu suchen, bei denen eine Zerstérung von Denkmalern
(insbesondere Zerstorung von Bodendenkmalern fur Fundamentierungen) vermieden
werden kann. Soweit dies im Einzelfall nicht méglich ist, ist durch Auflagen festzulegen,
dass der MaRnahmentrager Bodendenkmaler in einer den Anspriichen der Archéologie
entsprechenden Weise durch fachlich ausreichend vorgebildete Personen auf seine
Kosten in zumutbarem Umfang ausgraben und dokumentieren lasst.

Die denkmalfachliche Beurteilung des Vorhabens erfolgt durch das Bayerische Lan-

desamt fur Denkmalpflege (zur rechtzeitigen Beteiligung siehe Nr. 3).
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12 Steuern und Finanzen

12.1

12.2

Allgemeine Hinweise

Das Betreiben einer WEA hat in der Regel auch steuerliche Auswirkungen. Zu denken
ist dabei in erster Linie an die Einkommensteuer, die Kdrperschaftsteuer und die Ge-

werbesteuer sowie die Umsatzsteuer.

Erste allgemeine Hinweise zu diesen Steuern sind der vom Staatsministerium der Fi-
nanzen, fir Landesentwicklung und Heimat herausgegebenen Informationsbroschire
~Steuertipps fur Existenzgriinder*

(http://www.stmflh.bayern.de/service/informationsbroschueren) zu entnehmen.

Zerlequng der Gewerbesteuer

Als Anreiz fir Gemeinden, auf ihnrem Gebiet Standorte fiur WEA auszuweisen bzw. zu
genehmigen, hat der Gesetzgeber eine Sonderregelung zur Zerlegung der Gewerbe-
steuer geschaffen. Werden Betriebsstatten eines Unternehmens in mehreren Gemein-
den unterhalten, ist der Gewerbesteuermessbetrag im Regelfall nach dem Verhaltnis
der Arbeitslohne zu zerlegen (8 29 Abs. 1 Nr.1 GewStG). Bei WEA wiurde dies jedoch
bedeuten, dass der gesamte Gewerbesteuermessbetrag den Betreibergemeinden (Sitz
der Geschéftsleitung) zuzuweisen wéare, weil an den Standortgemeinden regelmalig
keine Arbeitskrafte beschaftigt werden. Die Sonderregelung in § 29 Abs. 1 Nr. 2 Ge-
wStG sieht demgegeniiber eine erhebliche Beteiligung der Standortgemeinden vor.
Danach erfolgt eine Zerlegung des Messbetrags zu drei Zehntel nach Arbeitsléhnen
und zu sieben Zehntel nach dem Verhéltnis des Sachanlagevermégens (ohne Be-
triebs- und Geschaftsausstattung). Damit werden die Standortgemeinden der WEA in
angemessener Weise am Gewerbesteueraufkommen der Windenergieunternehmen

beteiligt.
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13 Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. xxx 2015 in Kraft. Mit Ablauf des xx. xxx 2015 treten
die Hinweise zur Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen (WKA) vom 20.
Dezember 2011 (AlIMBI 2012 S. 34) aulRer Kraft.

Bayerisches Staatsministerium
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Helmut Schiitz
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Bayerisches Staatsministerium
fur Bildung und Kultus, Wissenschaft

und Kunst
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Ministerialdirektor
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Ministerialdirektor
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Ministerialdirektor
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Anlage 1

Gebiete mit besonderer Bedeutung fir den Vogelschutz und wahrend des Vogel-
zuges:

Dargestellt sind Schutzgebiete (Naturschutzgebiete mit Vogelschutz als Schutzzweck,

Nationalparke, Européische Vogelschutzgebiete inklusive Ramsar-Gebiete), bedeuten-
de Gebiete fur Wasservogel (international, national und bayernweit bedeutende Gebie-
te fir Wasservogel zur Sommerrast und Mauser, Herbst-/Frithjahrsrast sowie Uberwin-
terung) und Wiesenbrutergebiete (Brutgebiete mit den grof3en Wiesenbriterarten Gro-

Ber Brachvogel, Uferschnepfe, Rotschenkel, Wachtelkdnig, Bekassine, Kiebitz) und

Dichtezentren der Brutvorkommen von Rotmilan und Schwarzstorch.
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Anlage 1
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Anlage 2

Kollisionsgefahrdete Vogelarten

Nach der zentralen Fundkartei fiir Vogelschlag an WEA in Deutschland bei der Staatli-
chen Vogelschutzwarte des Landes Brandenburg sind vor allem Végel der Offenland-
schaft als Schlagopfer betroffen. Auf bayerische Verhaltnisse bezogen betrifft dies vor
allem Greifvdgel und andere GrolRvogel, insbesondere Arten, die aufgrund ihrer Sel-
tenheit stark von Verlusten in den ohnehin relativ kleinen Populationen beeintrachtigt
werden koénnen. In den Spalten 2 und 3 sind Prifbereiche angegeben, fur die zu prifen
ist, ob und in welchem Umfang die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfillt
sind; die Prufbereiche entsprechen jeweils den aktuellen Empfehlungen der Landerar-
beitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (,Abstandsempfehlungen fiir Windenergie-
anlagen zu bedeutsamen Vogellebensraumen sowie Brutplatzen ausgewabhlter Vogel-

arten“, abrufbar unter http://www.vogelschutzwarten.de/windenergie.htm).

Prifbereiche
Abstand Brutvor- Abstand regelmaRig auf-
Art, Artengruppe
kommen bzw. Brut- gesuchter Aufenthaltsorte
platz zur WEA
Schwarzstorch
o 3.000 m 10.000 m
Ciconia nigra
Weil3storch
o 1.000 m 2.000 m
Ciconia ciconia
Fischadler
) ) 1.000 m 4.000 m
Pandion haliaetus
Wespenbussard
. . 1.000 m
Pernis apivorus
Steinadler
) 3.000 m 6.000 m
Aquila chrysaetos
1.000 m
Schwerpunktgebiete
Wiesenweihe sollten insgesamt un-
) ) 3.000 m
Circus pygargus abhangig von der Lage
der aktuellen Brutplatze
berucksichtigt werden.
Rohrweihe
) ) 1.000 m
Circus aeruginosus
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Prifbereiche
Abstand Brutvor- Abstand regelmafig auf-
Art, Artengruppe
kommen bzw. Brut- gesuchter Aufenthaltsorte
platz zur WEA
Rotmilan
) ) 1.500 m 4.000 m
Milvus milvus
Schwarzmilan
. ) 1.000 m 3.000 m
Milvus migrans
Seeadler
3.000 m 6.000 m
Haliaeetus albicilla
Baumfalke
500 m 3.000 m
Falco subbuteo
Wanderfalke 1.000 m
Falco peregrinus Baumbriter 3.000 m
Kranich
500 m
Grus grus
Uhu
1.000 m 3.000 m
Bubo bubo

Ziegenmelker

Caprimulgus europaeus

500 m um regelmaRige

Brutvorkommen

Wiedehopf 1.000 m um regelméaRi-
1.500 m
Upupa epops ge Brutvorkommen
Koloniebruter
Graureiher
_ 1.000 m 3.000 m
Ardea cinerea
Nachtreiher
_ _ 1.000 m 3.000 m
Nycticorax nycticorax
Purpurreiher
1.000 m 3.000 m
Ardea purpurea
Lachmowe
o 1.000 m 3.000 m
Larus ridibundus
Mittelmeermowe
. . 1.000 m 3.000 m
Larus michahellis
Schwarzkopfmowe
Ichthyaetus melanoce- 1.000 m 3.000 m
phalus
Seeschwalben )
1.000 m mind. 3.000 m

Sternidae
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Besonders storungsempfindliche Vogelarten

In den Spalten 2 und 3 sind Prifabstéande angegeben, innerhalb derer zu prifen ist, ob
und in welchem Umfang die Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfillt sind.

Art

Prifbereiche

Abstand der WEA

Abstand regelmafig
aufgesuchter Aufent-

Alpenschneehuhn

1.000 m
Lagopus muta
Haselhuhn
. 1.000 m
Tetrastes bonasia
Birkhuhn
) 1.000 m
Tetrao tetrix
Auerhuhn
1.000 m
Tetrao urogallus
Rohrdommel
_ 1.000 m 3.000 m
Botaurus stellaris
Zwergdommel
. 1.000 m 1.000 m
Ixobrychus minutus
Mornellregenpfeifer
. ) 1.000 m
Charadrius morinellus
500 m

Wachtelkénig

Crex crex

um regelméaRige Brutvor-

kommen; Schwerpunktge-
biete sollten insgesamt un-
abhéangig von der Lage der

aktuellen Brutplétze be-

ricksichtigt werden.

Waldschnepfe

Scolopax rusticola

500 m

um regelmaRige Brutvor-

kommen; Schwerpunktge-
biete sollten insgesamt un-
abhéangig von der Lage der

aktuellen Brutplatze be-

ricksichtigt werden
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Kollisionsgefahrdete Fledermausarten

Wiss. Artname

Deutscher Name

Nyctalus noctula

Grol3er Abendsegler

Nyctalus leisleri

Kleiner Abendsegler

Eptesicus serotinus

Breitfligelfledermaus

Eptesicus nilssonii Nordfledermaus
Pipistrellus nathusii Rauhautfledermaus
Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus
Pipistrellus pygmaeus Muckenfledermaus

Hypsugo savii

Alpenfledermaus

Vespertilio murinus

Zweifarbfledermaus
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Anlage 5

Gondelmonitoring® und Abschaltalgorithmus
Gondelmonitoring:

. Das akustische Gondelmonitoring dient dazu, falls erforderlich, spezifisch fir ei-
nen Windpark oder fir einzelne Anlagen Zeiten mit erhohter Fledermausaktivitat
an einem Standort zu bestimmen.

. Untersuchungen am Boden reichen nicht aus, um die Fledermausaktivitéat in Ro-
torhéhe hinreichend genau beurteilen zu kénnen.

¢ Das Gondelmonitoring erlaubt ausreichende Ruckschlisse auf die Aktivitat der
Flederméuse in Rotorhéhe.

¢ In Verbindung mit dem Faktor Windgeschwindigkeit kdnnen Zeiten identifiziert
werden, an denen mit einem erhghten Schlagrisiko fur Flederm&use gerechnet
werden muss.

In einem Forschungsvorhaben des BMU* wurde ein Verfahren zur Vorhersage der
Kollisionszahlen entwickelt und daraus mit Hilfe eines Rechenmodells ggf. abgeleite-
te Abschaltzeiten vorgeschlagen. Dieses Verfahren erstellt anlagenspezifische Be-
triebsalgorithmen, die der ortlichen Fledermausaktivitdt Rechnung tragen. Es vermei-
det unnétige Abschaltzeiten und damit Betriebseinbul3en. Die Berechnungsvorschrift

ist im Internet frei verfugbar (Programm Probat).
Fur das Gondelmonitoring gelten folgende Rahmenbedingungen:

e  Fur die Anwendung des Modells ist es unbedingt erforderlich, die im For-
schungsvorhaben des BMU verwendeten Methoden, Einstellungen und Geréate
zu verwenden. Weiterhin sind die ,fachlichen Erlauterungen zum Windkrafterlass
Bayern Fledermause — Fragen und Antworten* sowie die ,fachlichen Erlauterun-
gen zum Windkrafterlass Bayern - Verringerung des Kollisionsrisikos" des LfU zu
beachten.

3Gemeint ist hier nicht ein Monitoring i. e. S., sondern eine Bestandsaufnahme in relevanter Héhe, die im
Rahmen von Voruntersuchungen kaum maglich ware.

“ BRINKMANN, R., O. BEHR, I. NIERMANN und M. REICH (Hrsg.) (2011). Entwicklung von Methoden zur
Untersuchung und Reduktion des Kollisionsrisikos von Fledermausen an Onshore-WKA. — Umwelt und
Raum Bd. 4, S. 457, Cuvillier Verlag, Gottingen)
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o Die Ermittlung der Fledermausaktivitat wird fur alle Arten vorgenommen und er-
folgt Gber automatische Aufzeichnungsgerate mit der Méglichkeit der artgenauen
Auswertung (Batcorder, Anabat), wie sie im BMU-Forschungsvorhaben verwen-
det wurden. Sie werden in der Gondel der WEA installiert. Nahere Hinweise ge-
ben die fachlichen Erlauterungen des LfU zu Flederméausen.

o Das Gondelmonitoring sollte sich auf zwei Jahre erstrecken, um beispielsweise
witterungsbedingte Schwankungen im jahreszeitlichen Auftreten der Flederméau-
se zu erfassen.

o Die Erfassungsgerate sind vom 15. Marz bis 15. November zu betreiben.

e InWindparks ist die Fledermausaktivitat hdufig innerhalb und am Rand des
Windparks unterschiedlich, sodass in unterschiedlichen Teilen des Parks unter-
schiedliche Algorithmen notwendig werden kdnnen. Deshalb ist mindestens an
zwei Anlagen eines Parks das Gondelmonitoring durchzufiihren (iber 10 WEA
pro Windpark: pro angefangene 5 WEA ein GM).

e  Fir technische Details wie der Installation der Aufzeichnungsgerate ist in jedem
Fall die Hilfe eines Serviceteams des jeweiligen Herstellers nétig.

Hinweise fir den Genehmigungsbescheid:

e Der anlagenspezifische Algorithmus setzt unbedingt voraus, dass methodisch
gleich vorgegangen wird wie in den Untersuchungen im Rahmen des For-
schungsvorhabens des BMU. Der Genehmigungsbescheid sollte diesbeziiglich
ausreichend konkret sein.

e  Der Abschaltalgorithmus ist so auszurichten, dass die Zahl der verungliickten
Flederm&use nach der Berechnung des Modells des BMU-Forschungsvorhabens
unter zwei Individuen pro Anlage und Jahr liegt. Als Alternative zu exakt berech-
neten, haufig wechselnden Abschaltzeiten kann das Programm Probat eine pau-
schale Abschaltung auf Grundlage einer bestimmten Windgeschwindigkeit als
Schwelle errechnen, so dass das Totungsrisiko unter zwei Kollisionen pro Jahr
und Anlage bleibt. Dies kann besonders dann eine Alternative sein, wenn die Be-
treiber Verschleil3probleme an den Anlagen geltend machen.

e  Mit der Auswertung des Monitorings sind auch das Betriebsprotokoll (als Nach-
weis fur die Abschaltung) und die Ergebnisse der Windmessung (als Grundlage
fur die Neufestlegung des Abschaltalgorithmus) sowie die Rohdaten der Fleder-
mausaktivitat (z. B. auf einer Speicherkarte) vorzulegen.
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Zeitlicher Ablauf von Gondelmonitoring und monitoringbegleitendem Abschaltalgo-

rithmus:

Zeitraum Abschaltung

1. Jahr

15.03.-31.08. 1 h vor Sonnenuntergang bis Sonnenauf-

gang

01.09.-15.10. 3 h vor Sonnenuntergang bis Sonnenauf-

gang

16.10.- 15.11. 1 h vor Sonnenuntergang bis Sonnenauf-

gang

Abschaltung bei Windgeschwindigkeit < 6 m/s

Auswertung des Monitorings und Vorschlage zum Algorithmus
durch einen Sachverstandigen und Vorlage bei der Natur-
schutzbehérde bis Ende Januar des Folgejahres

Festlegen des Algorithmus und der Abschaltwindgeschwin-
digkeit durch die Naturschutzbehdrde aufgrund der Monito-
ringergebnisse aus dem 1. Jahr (In den aktivitdtsarmen Zeiten
kann das Monitoring ohne Abschaltalgorithmus durchgefihrt

werden)

2. Jahr

Nach (neu) festgelegtem Algorithmus

Auswertung des Monitorings und Vorschlage zum Algorithmus
durch einen Sachverstandigen und Vorlage bei der Natur-
schutzbehérde bis Ende Januar des Folgejahrs

Festlegen des Algorithmus und der Abschaltwindgeschwin-
digkeit durch die Naturschutzbehdrde aufgrund der Monito-

ringergebnisse aus dem 1. + 2. Jahr

Ab 3.
Jahr

Nach (neu) festgelegtem Algorithmus
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Anlage 6

Hinweise zur Erfassungsmethode Végel

Ziel ist die Erfassung der Flugbewegungen besonders kollisionsgefahrdeter Vogelarten
(Anlage 2) im Umfeld einer WEA und die Abschétzung einer méglichen Erhéhung des
Totungsrisikos aufgrund von héheren Aufenthaltswahrscheinlichkeiten im Bereich der

Anlagen.

Die Untersuchungen konzentrieren sich auf den Prifbereich im Horstumfeld und erfol-
gen von ,Fixpunkten“ aus. Dartiber hinaus sollen die Untersuchungen tber den enge-
ren Prufbereich hinaus Hinweise auf die regelméRigen Flugkorridore zwischen Brut-
platz und anderen regelméRigen Aufenthaltsorten wie Nahrungshabitaten u. &. liefern.
Sie sollen Aufschluss geben tber

e die Dauer von Flugbewegungen im Umkreis der Anlagen,

e ggf. den Anteil der Flugdauer in Rotorhéhe,

¢ das Vorhandensein von Schlisselhabitaten fir die relevanten Arten wie Rastplat-

ze, Schlafplatze, besondere Nahrungshabitate im Umfeld der WEA,

e die relative Raumnutzung im Gebiet.

Methodik:

Es sollen Fixpunkte ausgewahlt werden, die eine gute Ubersicht auf den Anlagen-
standort und seine Umgebung mit bekannten oder potentiellen Neststandorten erlau-
ben. Im jeweiligen Beobachtungssektor wird die Zeitdauer gestoppt, die sich ein Vogel
im Umfeld einer WEA aufhalt.

Die Zahl der Fixpunkte ist abhdngig von der Topographie, Waldbedeckung, Ausdeh-
nung und Anordnung in einem Untersuchungsgebiet. Bei guter Einsehbarkeit des Ge-
landes sollten wenigstens zwei Fixpunkte gewahlt werden, bei gréZeren oder untber-

sichtlichen Untersuchungsgebieten missen es ggf. mehr sein.

Die Untersuchung soll den gesamten Zeitraum der Brutperiode von der Balz bis zur
Bettelflugperiode der Jungvdgel umfassen. Die Untersuchungszeiten werden an die
Brutzeiten der kollisionsgefahrdeten Vogelarten angepasst und dauern mit Ausnahme
phanologisch besonders friih britender Vogelarten in der Regel von Mitte Mérz bis En-

de August. Ein Umfang von 18 Untersuchungstagen wird im Regelfall als ausreichend
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erachtet, in besonders konflikttrachtigen Gebieten mit mehreren kollisionsgefahrdeten
oder schwer zu untersuchenden Arten (Vorbetrachtungen in einem Scoping-Termin)

sollte die Zahl der Untersuchungstage auf 25 erhéht werden.

Die Beobachtungsdauer sollte mindestens sechs Stunden pro Tag umfassen. Die Be-
obachtungszeiten richten sich nach den taglichen Hauptaktivitatszeiten der untersuch-
ten Arten. Sie kbnnen an den friihen Vormittags- oder Nachmittagsstunden durchge-
fuhrt werden oder unter Aussparung der Mittagszeit (12 bis 14 Uhr) auf Vor- und
Nachmittag verteilt werden. Sie miissen bei guten Beobachtungsbedingungen (warmes
Wetter, gute Thermik-/Flugbedingungen) stattfinden. Bei Arten, die sehr unterschiedli-
che Aktivitatszeiten aufweisen (tagaktiv, ddmmerungsaktiv, friiher Brutbeginn im Jahr),
Arten, mit langen Futterungsintervallen oder wenn mehrere relevante Arten gleichzeitig
vorkommen, kann auch mehr als die minimale Beobachtungsdauer nétig sein und der
Untersuchungsaufwand erhéht sich entsprechend. Pro Fixpunkt sind mindestens 108
Stunden vorzusehen (im Mittel drei Beobachtungstage je Monat), die je nach Aktivi-
tatsphase der Vogel aufgeteilt werden kdénnen: z. B. Balz 2 x 6 Std., Horstbau 3 x 6
Std., Brut und friihe Aufzucht 3 x 6 Std., spate Aufzucht 5 x 6 Std., Bettelflugperiode 5
X 6 Std.

Das Gelande wird kontinuierlich mit einem guten Fernglas (10-fache VergréRerung)
abgesucht. Zur sicheren Artbestimmung und Verfolgung weit reichender Fliige ist hau-
fig ein Spektiv oder Fernglas mit Bildstabilisator (20-fache VergroRerung) erforderlich.
Die gleichzeitige Beobachtung von zwei oder mehr Punkten wird empfohlen, um die
Flugbewegungen praziser aufzeichnen zu kdnnen (die Verstandigung der Beobachter
untereinander z. B. mit Funkgeraten muss bei Simultanbeobachtungen gewahrleistet

sein).

Fur die Ermittlung von Rastplatzen, sommerlichen oder herbstlichen Schlafplatzen u. a.
sind ggf. weitere Untersuchungen erforderlich.

Die Naturschutzbehérden haben sich in einem Scoping-Termin mit dem Antragsteller
verbindlich auf die durchzufiihrenden Arbeiten zu einigen. Uber Untersuchungsinhalte

und -methoden ist ein Protokoll anzufertigen.

Auswertung:
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Als Ergebnis erhalt man Karten mit den identifizierten Schlusselhabitaten der Vogel
sowie Karten mit den Flugbewegungen der verschiedenen Arten, differenziert nach Art
der Bewegung (Balz-/Territorialflige, Kreisen/Streckenflug/Nahrungssuchflug usw., so

gut sie unterschieden werden kdnnen). AuRerdem die Zeitanteile der Raumnutzung.

Je weniger die geplanten Anlagen Uberflogen werden, umso geringer ist das Kollisions-
risiko. Bei haufigeren Aufenthalten im Bereich der Anlage muss von einem erhdhten
Kollisionsrisiko ausgegangen werden. N&heres regeln die Arbeitshilfen fir die spezielle
artenschutzrechtliche Prufung des LfU.
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